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Stellungnahme 
 
Die BÜRGERINITIATIVE WALLDÜRN Für Mensch & Natur (in der Folge BI) nimmt im Bündnis mit dem 
BIOTOPSCHUTZBUND WALLDÜRN e.V. gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zum Entwurf des 
Flächennutzungsplans 2030 (FNP 2030) fristgerecht Stellung. 
 
Textstellen aus den Unterlagen der Offenlegung, auf die sich die Stellungnahmen im Einzelnen 
bezieht, sind kursiv dargestellt.  

Gesetz zur Änderung des Naturschutzgesetzes und des 
Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes 
 
Die BI sieht im Entwurf zum FNP 2030 eine fehlende Rechtssicherheit bzgl. des von der 
Landesregierung auf den Weg gebrachten Gesetzes zur Änderung des Naturschutzgesetzes und des 
Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes. Mit der Freigabe der Gesetzesnovelle hat das Kabinett in 
seiner Sitzung am Dienstag, 17. März 2020, den Weg für einen ausgewogenen Artenschutz in Baden-
Württemberg geebnet. Der Landtag stimmte am 22.07.2020 den Gesetzesänderungen zur Stärkung 
der Biologischen Vielfalt zu. Die vorbereitende Bauleitplanung in Form eines Flächennutzungsplanes 
hat aus Sicht der BI die rechtlichen Belange zu berücksichtigen, welche für eine verbindlichen 
Bauleitplanung (Bebauungsplan) bereits absehbar sind. Wenn aufgrund des Änderungsgesetzes im 
FNP Planungsflächen dargestellt werden, welche zukünftig und absehbar aufgrund einer neuen 
Gesetzeslage nicht oder nur verändert realisierbar sind, dann ist dies in der vorbereitende 
Bauleitplanung einzubeziehen. Sonst ist ein FNP-Entwurf reine Makulatur. Das Änderungsgesetz sieht 
u.a. vor: 
 
§ In Baden-Württemberg wird auf der Grundlage des Fachplans Landesweiter 

Biotopverbund einschließlich des Generalwildwegeplans ein Netz räumlich und funktional 
verbundener Biotope geschaffen, das bis zum Jahr 2023 mindestens 10 Prozent Offenland 
und bis zum Jahr 2027 mindestens 13 Prozent Offenland der Landesfläche umfassen soll. 
Ziel ist es, den Biotopverbund bis zum Jahr 2030 auf mindestens 15 Prozent Offenland der 
Landesfläche auszubauen [§ 22 (1)]. 
 

§ Alle öffentlichen Planungsträger haben bei ihren Planungen und Maßnahmen die Belange 
des Biotopverbunds zu berücksichtigen. Für die Umsetzung erstellen die Gemeinden für ihr 
Gebiet auf Grundlage des Fachplans Landesweiter Biotopverbund einschließlich des 
Generalwildwegeplans Biotopverbundpläne oder passen die Landschafts- oder 
Grünordnungspläne an [§ 22 (2)].  

 
Von 33 Planungsflächen im FNP 2030 liegen 27 ganz oder teilweise im Biotopverbund (s. Anlage 1). 
Die für nachgelagerte Verfahren getätigte Aussage der Planungsverantwortlichen, dass die Schaffung 
ersetzender Biotopverbundelemente ausgleichendes Ziel sei, führt das System des Biotopverbundes 
aus Sicht der BI ad absurdum und schwächt dieses. Das neue Gesetz fordert hingegen eine Stärkung:  
 
§ Die im Fachplan Landesweiter Biotopverbund dargestellten Biotopverbundelemente sind 

durch Biotopgestaltungsmaßnahmen und durch Kompensationsmaßnahmen mit dem Ziel zu 
ergänzen, den Biotopverbund zu stärken [§ 22 (2 wird 3) NatSchG].  
 

§ Der Biotopverbund ist im Rahmen der Regionalpläne und der Flächennutzungspläne soweit 
erforderlich und geeignet jeweils planungsrechtlich zu sichern. § 21 Absatz 4 NatSchG bleibt 
unberührt. [§ 22 (3 wird 4) NatSchG].  
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Würde der FNP 2030 in der jetzigen Entwurfs-Form weitergeführt und verabschiedet, ist aus Sicht 
der BI die fehlende Rechtssicherheit spätestens hier gegeben. 
 
Das neue Änderungsgesetz trifft in § 33 auch Aussagen zum Thema Streuobstwiesen, welche auf der 
W-Fläche „Vorderer Wasen II“ betroffen wären: 
 
§ Streuobstbestände im Sinne des § 4 Absatz 7 des Landwirtschafts- und 

Landeskulturgesetzes (LLG), die eine Mindestfläche von 1.500 m² umfassen, sind zu 
erhalten.  [§ 33a (1)]. 
 

§ Streuobstbestände im Sinne des Absatzes 1 dürfen nur mit Genehmigung in eine andere 
Nutzungsart umgewandelt werden. Die Genehmigung soll versagt werden, wenn die 
Erhaltung des Streuobstbestandes im überwiegenden öffentlichen Interesse liegt, 
insbesondere wenn der Streuobstbestand für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
oder für den Erhalt der Artenvielfalt von wesentlicher Bedeutung ist. Maßnahmen der 
ordnungsgemäßen Bewirtschaftung und Nutzung sowie Pflegemaßnahmen sind keine 
Umwandlung.  [§ 33 (2)]. 

 
Auf der Planungsfläche „Vorderer Wasen II“ befinden sich mehrere den Kriterien entsprechende 
Streuobstwiesen (s. hierzu auch Stellungnahme zu Anlage 1b Umweltbericht, Abschnitt 2.12. 
Vorderer Wasen II, Baufläche Nr. 84). 
 

Naturpark Neckartal-Odenwald – Naturparkplan 2030 
 
(Zitat Naturparkplan 2030) „Naturschutz und Landschaftspflege im Naturpark Neckartal-Odenwald“ 
 
„Etliche geschützte Tier- und Pflanzenarten fühlen sich im Gebiet des Naturparks Neckartal-
Odenwald zuhause. Denn eine Vielfalt an Lebensräumen prägt die Gegend von Heidelberg im 
Westen bis Osterburken im Osten: waldreiche Hügel des Odenwaldes, Flussschleifen des Neckars, 
alte Streuobstwiesen und Felder mit Ackerbau. Auch das Rotwild als größtes heimisches 
Landsäugetier findet hier einen Lebensraum.  
Doch verschiedene Gründe machen neben dem Klimawandel vielen Tier- und Pflanzenarten das 
Überleben schwer: Neubaugebiete versiegeln natürliche Lebensräume und mit Pestiziden 
behandelte Monokulturen auf Äckern zerschneiden sie. Ein zu kleines Gebiet bietet jedoch nicht 
genug Nahrung zum Überleben und in einen größeren Lebensraum zu wandern, ist in einer 
zersiedelten Landschaft unmöglich.  
Streuobstwiesen mit ihren alten Baumbeständen und hohen Wiesen bieten einen besonderen 
Lebensraum. Doch weil die Ernte aufwendiger ist als auf Plantagen und die artenreichen Wiesen 
Pflege bedürfen, werden viele Streuobstwiesen aufgegeben. Dabei sind sie nicht nur für die 
Artenvielfalt wichtig, sondern auch charakteristisch für die Odenwälder Kulturlandschaft. Deshalb 
plant der Naturpark Neckartal-Odenwald, sich in den nächsten Jahren für den Erhalt, die Pflege 
und die Neuanlage von Streuobstwiesen einzusetzen. Seit Jahren engagiert er sich mit dem Projekt 
„Blühender Naturpark“ bereits für die Anlage mehrjähriger Wildblumenwiesen mit heimischen 
Blüten. Sie bieten Lebensraum für Insekten, die wiederrum Nahrung für Vögel und andere Tiere sind. 
Diese und weitere Strategien, um dem Artensterben entgegenzuwirken, hat der Naturpark Neckartal-
Odenwald in seinem Naturparkplan 2030 entwickelt. 
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Sowohl das übergeordnete Leitbild als auch zukünftige Projekte wurden im Prozess des vergangenen 
Jahres erarbeitet. Beteiligt waren dabei Mitgliedsgemeinden, Experten, Kooperationspartner und 
Bewohner des Naturparks.“ 1  
 
Walldürn als Mitgliedskommune des Naturparks hat den Plan 2030 und damit die Entwicklung des 
Naturparks in den nächsten zehn Jahren mit festgelegt und schwört gleichzeitig mit der Umwandlung 
von Natur- und Naherholungsraum sowie von Streuobst- und Magerwiesen in eine 8,78 ha große 
Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ eine genau gegenteilige Entwicklung herauf. Die BI hält ein 
solches Vorgehen für mehr als fragwürdig und es klingt wie ein Hohn, wenn man auf der 
Internetseite der Stadt lesen kann: „Und übrigens ist die Region um Walldürn auch wegen des hohen 
Freizeit- und Erholungswertes seiner Landschaft auch Mitglied im Naturpark Neckartal-Odenwald.“ 
 
Da die geplante Wohnbauflächen „Vorderer Wasen II“ den Zielen des Naturparkplans 2030 
entgegenwirken, fordert die BI die Fläche ersatzlos aus dem FNP 2030 zu streichen. 
 

Plausibilität des Wohnbauflächenbedarfs 
 
Der derzeit rechtsgültige „Flächennutzungsplan 2015“ wurde am 21.07.2001 durch die 
Verbandsversammlung des GVV beschlossen und dient seither als Grundlage für die städtebauliche 
Entwicklung des Verbandsgebietes2  
 
Sowohl in der Berechnung des Wohnbauflächenbedarfs für die Verbandsgemeinde wie auch für 
Walldürn selbst, sehen wir den dargestellten Bedarf aufgrund einer rückläufigen 
Bevölkerungsentwicklung für nicht gegeben. Die von den Planungsverantwortlichen für die 
Bedarfsberechnung herangezogenen Zeiträume 2017-2035 (GVV) und 2019-2035 (Stadt Walldürn) 
zeigen rein rechnerisch zwar eine Bevölkerungszunahme, im Verhältnis zum absoluten 
Bevölkerungsmaximum aus dem Jahr 2004, dem Zeitraum des seit 2001 aktuell gültigen FNP 2015, 
ist aber ein deutlicher Bevölkerungsrückgang zu verzeichnen. Für den GVV wird man sich 2035 in 
etwa auf dem Bevölkerungsniveau von 1994 bewegen, in Walldürn etwa auf dem Niveau von 1996. 
 
GVV- Hardheim-Walldürn3       
1994 21.920         2035 etwa Niveau wie 1994 
2004 22.927         2004 Höchststand, absolutes Maximum 
2017 21.246         2017 bis 2035 

Berechnungsgrundlage FNP 2030 2035 21.861   615 -1.066 -59 
 
          
Walldürn4         
1996 11.740         2035 etwa Niveau wie 1996 
2004 12.110         2004 Höchststand, absolutes Maximum 
2019 11.625         2019 bis 2035  

Berechnungsgrundlage FNP 2030 2035 11.781   156 -329 41 
  
Laut Hinweispapier zur Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise des Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur vom 15.02.2017 sind für die Prüfung u.a. „die tatsächliche 

 
1 https://www.nokzeit.de/2020/08/03/naturparkplan-2030-abgeschlossen/ 
2 GVV Hardheim-Walldürn, Öffentliche Bekanntmachung, Flächennutzungsplan 2030, 20.06.2020.  
3 https://www.statistik-bw.de/BevoelkGebiet/Bevoelkerung/01515020.tab?R=VG22501 
4 https://www.statistik-bw.de/BevoelkGebiet/Bevoelkerung/01515020.tab?R=GS225109 
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Bevölkerungsentwicklung der zurückliegenden Jahre“ maßgebend. Die tatsächliche Entwicklung 
spiegelt sich in der Berechnung der Planungsverantwortlichen, welche erst mit der Neuaufstellung 
des FNP 2030 beginnt, nicht wider. Auch der Trend zu einer höheren Wohnfläche pro Kopf bzw. 
einem Rückgang der Belegungsdichte, welcher entsprechend dem Hinweispapier des Landes mit 
einem Einwohnerzuwachs von 0,3% abgebildet werden kann, kompensiert nicht die Tatsache, dass 
die reale Bevölkerungsentwicklung der zurückliegenden Jahre negativ ausfällt. 
 
Die Plattform Wegweiser-Kommune der Bertelsmann-Stiftung, welche über demographische 
Entwicklungen in Kommunen informiert, zeigt anhand statistischer Daten im Demographiebericht 
Walldürn für den Zeitraum 2012 bis 2030 eine relative Bevölkerungsentwicklung von -6,2 % auf. 
 

 
 
Ziel des Demographieberichtes ist, für das Thema Demographischer Wandel zu sensibilisieren, auf 
eine erhöhte Transparenz über die Entwicklungen und Auswirkungen auf kommunaler Ebene 
hinzuwirken und Anstoß zu konkretem Handeln zu geben. Der Bericht reflektiert die bisherige 
Entwicklung und schaut in die Zukunft. Dazu wurden statistische Daten ausgewertet, um den 
derzeitigen Entwicklungsstand abzubilden. Darüber hinaus wurde die Bevölkerungsentwicklung mit 
ihren Einflussfaktoren in die Zukunft projiziert, um die wahrscheinlichen Veränderungen in der 
Bevölkerungszahl und der Altersstruktur darzustellen. Sowohl die aktuellen Daten als auch jene aus 
der Bevölkerungsvorausberechnung berücksichtigen den Zensus 2011.5 
 
In Bezug auf die Besonderheiten geht die Stadt Walldürn davon aus, dass sich durch die Sicherung 
des Bundeswehrstandorts ca. 150 EW zusätzlich in Walldürn ansiedeln werden. Eine endgültige 

 
5 Bertelsmann-Stiftung, Demographiebericht - Walldürn 
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Entscheidung wäre allerdings noch nicht offiziell bekanntgegeben. Charakteristisch für die Zuweisung 
von Soldaten ist es, dass die Dienstorte meistens nach ca. 3-4 Jahre zu wechseln sind. Die Fluktuation 
ist groß, und die Familien ziehen häufig nicht mit um. Um einen tatsächlichen Zuwachs zu belegen, 
fordert die BI, dass die aktuellen und früheren Personalzahlen der Nibelungenkaserne 
dokumentiert werden. Die Berücksichtigung von Soldaten war in den bisherigen 
Flächennutzungsplänen bereits enthalten. Mit einer Steigerung gegenüber den früheren 
Personalzahlen ist aus unserer Sicht nicht zu rechnen. 
 
Als weitere Besonderheit wird aufgeführt, dass die Stadt Walldürn aufgrund der voraussichtlichen 
Erweiterung des Unternehmens Procter & Gamble am Standort Walldürn mit einem weiteren 
Einwohnerzuwachs rechnet. Genaue Daten zur Beschäftigungsentwicklung wurden vom 
Unternehmen Procter & Gamble nicht gemacht. Die Stadt geht davon aus, dass sich durch die 
Erweiterung des Unternehmensstandorts auf rund 10 ha weitere 150 EW in Walldürn ansiedeln.  
Hier verhält es sich analog zur Berechnung des Wohnbauflächenbedarfs. Das frühere Unternehmen 
Braun hatte zu seinen Hochzeiten etwa 1.500 Menschen beschäftigt. Mit der Übernahme durch 
Gilette und später Procter & Gamble wurde zwar immer wieder in die Infrastruktur und 
Produktionsstätten investiert, die Belegschaft aber aufgrund verstärkter Automatisierung der 
Produktionsabläufe auf zurzeit etwa 800 Beschäftigte reduziert. Die Verlagerung des P&G- 
Produktionsstandortes von Kronberg nach Walldürn hat nicht die damals prognostizierte Übernahme 
von 250 Beschäftigten aus Kronberg erreicht, sondern beläuft sich heute auf etwa 25-30 Beschäftigte 
des ehemaligen Werks in Kronberg. 
 

Umweltbericht (Teil 2 der Begründung) 
 
Zu Umweltbericht, Abschnitt 2.12. Vorderer Wasen II, Baufläche Nr. 84 
 
Hier Streuobstflächen 
Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz hat mit den 
Bundesländern im Jahr 2008 eine Definition des Begriffs Streuobstanbau verabredet. Daraus ergibt 
sich, dass nicht nur die eng mit Obstbäumen bestandenen Grundstücke Streuobstwiesen sind. 
Vielmehr bezieht sich der Begriff Streuobstwiese auf den weiten Abstand der verstreut stehenden 
Bäume und die regelmäßige Unternutzung als weiträumiges Dauergrünland. Außerdem ist die 
Mindestflächengröße eine Sollvorschrift und kein Ausschlußkriterium für kleinere Flächen, 
insbesondere, wenn sie in geringem Abstand voneinander liegen. Daraus ergibt sich, dass fast die 
gesamte Fläche 84 Vorderer Wasen II Streuobstwiese ist und nicht nur 1,46 ha wie in Abschnitt 
2.12.2 dargestellt. Das muss auch in den betreffenden Plänen berücksichtigt werden. 
 
 
 
Zu 2.12.4 Vermeidung und Verminderung der Beeinträchtigungen und Ausgleich der Eingriffe  
 
In den Walldürner Bebauungsplänen sind schon seit Jahrzehnten Vorschriften enthalten, die den 
gleichen Zielen - wie im Abschnitt 2.12.4. beschrieben - dienen sollten. Sie werden aber häufig nicht 
beachtet. Z.B. werden Vorgärten nicht gärtnerisch gestaltet, Flachdächer auf Garagen nicht begrünt 
und die randliche Eingrünung nicht erstellt. In Bezug auf die aufgeführte Empfehlung, artenreiches 
Grünland, Obstwiesen und sonstige Gehölzstrukturen zu erhalten, zeigt die Realität bei der 
Realisierung des Baugebiets Vorderer Wasen, dass von der ehemaligen Streuobstwiese nicht einmal 
bei der Anlage der Grünanlage etwas übrig geblieben ist und in den Wohnbauflächen nur ein einziger 
Apfelbaum.   
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Nach der Gemeindeordnung § 24 (1) ist der Gemeinderat verpflichtet, zu prüfen, ob die von ihm 
beschlossenen Satzungen, zu denen auch die Bebauungspläne gehören, beachtet werden. Diese 
Aufgabe wird vom Gemeinderat bewusst nicht erfüllt. Dem Gemeinderat ist bekannt, dass die 
Prüfung auch von keiner anderen Stelle durchgeführt wird. Beim Auftreten von Missständen in der 
Gemeindeverwaltung hat der Gemeinderat für die Beseitigung durch den Bürgermeister zu sorgen. 
Auch der GVV nimmt viele Aufgaben der Gemeindeverwaltung wahr.  
 
Aufgrund der langen Erfahrung ist davon auszugehen, dass die im Abschnitt 2.12.4 beschriebenen 
Beeinträchtigungen und Eingriffe in Walldürn kaum vermieden werden können.  
 
Zu Umweltbericht allgemein in Bezug auf „Vorderen Wasen II“ 
 
Die Aussagen im Umweltbericht in Bezug auf die FN-Planung „Vorderer Wasen II“ zeigen auf, mit 
welch gravierenden Einflüssen in Bezug auf die Schutzgüter, die biologische Vielfalt und das 
Wirkungsgefüge zu rechnen ist. Angesichts eines Kompensationsbedarfs von 1.650.000 Ökopunkte 
fragt sich die BI ernsthaft, wie die Planungsverantwortlichen die weitere Ausweisung als W-Fläche 
guten Gewissens und in Verantwortung zukünftiger Generationen gegenüber vorantreiben können.  
 
Nachfolgend die Punkte zusammengefasst, auch wenn diese im Umweltbericht dargelegt sind: 
 
Schutzgut Wasser (Grundwasser)  
Erhebliche Beeinträchtigung durch großflächige Überbauung und Versiegelung. 
 
Schutzgut Tiere und Pflanzen 
Die Nutzungs- und Biotopstruktur in den geplanten Wohn-, Gewerbe-, Misch- und 
Sondergebietsflächen wird sich grundlegend ändern. Insbesondere Wiesen- und 
Obstwiesenlebensräume und Ackerflächen, kleinflächiger auch Heckenlebensräume, werden 
verloren gehen. (…) In den meisten der neu dargestellten Bauflächen werden erhebliche 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes durch den Verlust von Lebensräumen eintreten.  
In den bei einer voraussichtlichen GRZ von 0,4 überbauten Flächen gehen die Lebensräume 
vollständig verloren. Teilweise werden höherwertige Biotope (z.B. Streuobst) überbaut oder zu 
Hausgärten. 
 
Wirkungsgefüge zwischen biotischen und abiotischen Faktoren 
Im Bereich der überbauten und versiegelten Flächen wird das Wirkungsgefüge stark verändert. Der 
Verlust des Bodens und die Veränderung von Wasserhaushalt und Mikroklima wirken sich auf die 
Lebensbedingungen von Pflanzen und Tieren aus (…).  
 
Schutzgut Landschaft 
Erhebliche Beeinträchtigung durch großflächige Überbauung und Umgestaltung. 
 
Biologische Vielfalt 
Für die geplante Wohnbaufläche Vorderer Wasen II wird auf Grund der Größe und des 
Strukturreichtums von einer sehr hohen Vielfalt ausgegangen. Wo Wiesen- und Streuobst- bzw. 
sonstige Gehölzflächen zu Wohngebieten werden, wird die Vielfalt insgesamt abnehmen. 
 
Schutzgut Mensch, seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt 
Mit der Bebauung der Wohnbaufläche Vorderer Wasen II geht ein großes, für die Naherholung 
besonders relevantes Gebiet am Ortsrand verloren. Es sind erhebliche Beeinträchtigungen zu 
erwarten. 
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Die Stadt Walldürn verfügt über keine nennenswerten innerstädtischen Grünflächen. Die 
ausgewiesene Fläche „Vorderer Wasen II“ ist für die Bewohner Walldürns ein Naherholungsraum 
ersten Ranges, der fußläufig erreichbar ist und intensiv als Freiraum genutzt wird. 
 

Flächennutzungsplan 2030 - Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 
Entwurf, Planstand: 30.04.2020 
 
1. Allgemeines 
1.1 Aufgaben und Ziele der Flächennutzungsplanung 
 
Der FNP 2030 trägt Zielen und Grundsätzen der übergeordneten Planung in Form des 
Landesentwicklungsplans (LEP) und des einheitlichen Regionalplans (ERP) der Metropolregion Rhein-
Neckar in wesentlichen Punkten nicht Rechnung. Vorrangig sind hier die Prinzipien der 
Nachhaltigkeit, der Verdichtung, der natürliche Lebensgrundlagen und der ökologischen Ressourcen 
zu nennen. Die Wohnbauflächenausweisung „Vorderer Wasen II“ orientiert sich nicht an diesen 
Prinzipien, nimmt unbebaute Fläche in Anspruch und trägt damit zum weiteren 
Landschaftsverbrauch bei. 
 
Der FNP berücksichtigt die Verdichtung, Baulücken und Baulandreserven in Walldürn nicht in dem 
Maße, wie es angesichts der vorhandenen Potentiale (282 Baulücken, 24 größere Flächen, 
rechtsgültiges Baugebiet „Steinäcker/Auerberg II“)6 möglich wäre und steht dem Ziel, dass 
Siedlungsentwicklung vorrangig am Bestand auszurichten ist, entgegen. Denn die Inanspruchnahme 
ist auf das Unvermeidbare zu beschränken. Die Entwicklung innerstädtischer Flächen scheint für die 
Stadt mit einer so hohen Anstrengung verbunden zu sein, dass auf Flächenneuausweisungen auf der 
grünen Wiese als vermeintlich einfachere und „alternativlose“ Variante gesetzt wird. Die 
Anstrengung zur innerstädtischen Entwicklung muss jedoch zum Erreichen der Ziele des LEP und ERP 
im Sinne einer positiven und nachhaltigen Stadtentwicklung erwartet werden. Darüber hinaus 
schwächt ein derart großes Neubaugebiet wie der „Vordere Wasen II“ alle Bemühungen, die 
innerstädtischen Potentiale zu entwickeln. Wird der Bedarf über ein Neubaugebiet gedeckt, lässt 
mittelfristig der Druck auf die Verfügbarmachung von Baulücken und freien innerstädtischen Flächen 
nach, die Anstrengungen über die geforderten 25% Aktivierungsrate fortzuführen. 
 
Unter dem Punkt Freiraumsicherung, Freiraumnutzung beschreibt der LEP den Grundsatz, dass die 
natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen sind. Darunter fallen die Naturgüter Boden, Wasser, Luft 
und Klima sowie die Tier- und Pflanzenwelt. Ihr Bestand, die Regenerationsfähigkeit, sowie die 
Funktion und das Zusammenwirken sind dauerhaft zu sichern oder wiederherzustellen. Zudem wird 
das Ziel definiert, dass zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für 
land- und forstwirtschaftliche Nutzungen ausreichend Freiräume zu sichern sind. 
 
Der FNP nimmt bzgl. des „Vorderer Wasen II“ keine Rücksicht auf die natürlichen Lebensgrundlagen, 
schützt und sichert diese nicht. Mit der Planung wird eine Basis geschaffen, dass bei einer 
Realisierung der Wohnbaufläche 8,74 ha an ökologischen Ressourcen, Erholungs- und 
landwirtschaftlicher Fläche unwiederbringlich verloren gehen. Somit setzt sich der FNP über das 
verbindliche Ziel der Sicherung hinweg. 
 
 
 
 

 
6 GVV-Hardheim-Walldürn, Flächennutzungsplan 2030, Begründung gemäß §9 Abs. 8 BauGB, S.16. 
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1.2 Erforderlichkeit der Fortschreibung 
 
Da die städtebauliche Entwicklung des Verwaltungsraums kontinuierlich weiterverfolgt werden soll 
und die neuen gesetzlichen Anforderungen an die Flächennutzungsplanung zum Thema Klimaschutz 
und regenerative Energien im Planwerk zu integrieren sind, bedeutet Klimaschutz in Verbindung mit 
dem FNP 2030 in erster Linie die Vermeidung klimaschädlicher Handlungen. Die Versiegelung von 
8,74 ha im „Vorderen Wasen II“ wäre eine solche klimaschädliche Vorgehensweise, zudem fahrlässig, 
da innerstädtische Alternativen und Potentiale vorhanden sind.  
 
Beispiel: Die Zementherstellung verursacht 8 % der weltweiten Treibhausgase. Insgesamt 20-30 % 
verursachen Bauen und Gebäude. Das Versiegeln von Böden und Zerstören von Landschaften gerät 
in der Klimakrise zu gefährlichen Handlungen.7 (s. Artikel als Anlage 2) 
 
Die erhöhte Erforderlichkeit der Fortschreibung des FNP mit stark gestiegenen Migrantenzahlen zu 
verknüpfen, ohne die entsprechenden Zahlen und Prognosen zu nennen, hält die BI für unlauter. Es 
ist darüber hinaus irreführend als Referenz für die Bevölkerungszahl das Jahr 2019 mit den „neuesten 
Kennzahlen“ zu bemühen. Der Anteil von Migranten in der Bevölkerung mag heute höher sein, zu 
einem Anstieg der Gesamtbevölkerung Walldürns wird dies nach den aktuellen Zahlen nicht führen. 
 
1.3 Planungsgebiet und Planungszeitraum 
 
In der Begründung wird ausgesagt, dass der Planungszeitraum einen Zeitraum von 15 Jahren bis Ende 
2033 umfasst. Alle Prognosen und Berechnungen beziehen sich aber auf das Jahr 2035. 
 
3. Übergeordnete Planungsvorgaben 
3.1 Landesplanung 
 
Bei der Planung sind die folgenden raumordnerischen Vorgaben zu beachten: 
Landesentwicklungsplan 2002 
 
Bzgl. der geplanten Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“, verstößt die Planung in vielen Punkten 
gegen die in der Begründung aufgeführten Ziele und Grundsätze. 
 
Begründung zum FNP 2030 Stellungnahme 
Für den ländlichen Raum im engeren Sinne 
enthält der Landesentwicklungsplan folgende 
Ziele (Z) und Grundsätze (G): 
§ Der ländliche Raum im engeren Sinne ist 

so zu entwickeln, dass günstige 
Wohnstandortbedingungen 
ressourcenschonend genutzt, 
ausreichende attraktive Arbeitsplatz-, 
Bildungs- und Versorgungsangebote in 
angemessener Nähe zum Wohnort 
bereitgehalten, der agrar- und 
wirtschaftsstrukturelle Wandel sozial 
verträglich bewältigt und großflächige, 
funktionsfähige Freiräume gesichert 

Ein Versorgungsangebot (Einzelhandel, 
Lebensmittel) wäre für ältere Menschen und 
Menschen mit Behinderung im geplanten 
Wohnbaugebiet „Vorderer Wasen II“ und 
näheren Umgebung nicht gegeben (s. hierzu 
Anlage 3, Artikel: Nahversorgung rückt in die 
Ferne, Walldürn, Fränkische Nachrichten 
04.03.2017) 
 

 
7 Fuhrhop, Daniel, Artikel: Warum sollten wir nach der Corona-Krise Neubauten verbieten, Herr Fuhrhop? in: 
Fränkische Nachrichten „Debatte“, 06.07.2020. 
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werden. (G) 
 
§ Die durch hohe Erholungs-, Freizeit- und 

Umweltqualität vielerorts gegebenen 
günstigen Wohnstandortbedingungen sind 
zu sichern, für die weitere 
Siedlungsentwicklung flächensparend, 
orts- und landschaftsgerecht zu nutzen 
und im Standortwettbewerb als Vorteil 
gezielt einzusetzen. (G) 

 

Die gegebenen günstigen 
Wohnstandortbedingungen für das bestehende 
Wohnbaugebiet und angrenzende 
Wohnbaugebiete werden durch die Planung 
nicht gesichert. Eine flächensparende 
Siedlungsentwicklung ist nicht gegeben. 
 

§ Günstige Voraussetzungen für die 
Erholung und den Tourismus sollen 
genutzt und dafür erforderliche 
Infrastrukturangebote bereitgestellt 
werden. (G) 

 

Zusätzliche, flächenhafte Wohngebiete, zumal in 
Natur- und Naherholungsgebieten, sind keine 
günstigen Voraussetzungen für den 
Erholungswert und die Stärkung des Tourismus. 
 

§ Auf eine wohnortnahe Grundversorgung 
mit Waren und Dienstleistungen des 
täglichen und häufig wiederkehrenden 
Bedarfs ist hinzuwirken. (G) 

 

Eine Anbindung an die Grundversorgung des 
täglichen und häufig wiederkehrenden Bedarfs 
wäre nur mit dem Individualverkehr oder dem 
Stadtbus möglich und entspricht nicht dem 
Grundsatz der wohnortnahen Grundversorgung. 
 

§ Die Land- und die Forstwirtschaft sollen als 
leistungsfähige Wirtschaftszweige so 
fortentwickelt werden, dass sie für den 
Wettbewerb gestärkt werden und ihre 
Funktionen für die Ernährungs- und 
Rohstoffsicherung sowie ihre 
naturschutzrelevanten und 
landschaftspflegerischen Aufgaben auf 
Dauer erfüllen können. (Z) 

 

Dem Ziel einer naturschutzrelevanten und 
landschaftspflegerischen Landwirtschaft (hier 
Pflege und Bewirtschaftung von mageren 
Flachlandmähwiesen) widerspricht das 
Planungsvorhaben.  
 

§ Ökologisch bedeutsame Teile von 
Freiräumen sind vor Beeinträchtigung zu 
schützen und in ökologisch wirksamen, 
großräumig übergreifenden 
Zusammenhängen zu sichern. (G) 

 

Dem Grundsatz, dass ökologisch bedeutsame 
Teile von Freiräumen (Stichwort: 
Streuobstwiesen, Magerwiesen, 
Glatthaferwiesen, s. Umweltbericht) vor 
Beeinträchtigung zu schützen und in ökologisch 
wirksamen, großräumig übergreifenden 
Zusammenhängen (Stichwort: Biotopverbund) 
zu sichern sind, widerspricht das 
Planungsvorhaben. 
 

§ Teile von Freiräumen, die für Naherholung, 
Freizeit und Tourismus besonders geeignet 
sind, sollen in ihrer landschaftlichen 
Attraktivität bewahrt und im Freizeit- und 
Erholungswert verbessert werden. (G) 

 

Dem Grundsatz der Bewahrung oder 
Verbesserung der Attraktivität in den Bereichen 
Naherholung, Freizeit und Tourismus 
widerspricht das Planungsvorhaben. 
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3.2. Regionalplanung 
 
Begründung zum FNP 2030 Stellungnahme 
Die Ziele des Landesentwicklungsplans werden 
im Regionalplan weiter kartographisch und 
inhaltlich konkretisiert. Für den 
Verwaltungsraum ist hierzu der seit 2014 gültige 
Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar 
heranzuziehen. (…) 
 

 

Fläche 84: „Vorderer Wasen II“ in Walldürn, 
geplante W-Fläche, 8,74 ha 
Die Baufläche befindet sich gemäß dem 
Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar in 
einem Regionalen Grünzug und in einem 
Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft. 
 

Die Regionalen Grünzüge dienen als 
großräumiges Freiraumsystem dem langfristigen 
Schutz und der Entwicklung der 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie 
dem Schutz und der Entwicklung der 
Kulturlandschaft in der Metropolregion Rhein-
Neckar. Sie sichern die Freiraumfunktionen 
Boden, Wasser, Klima, Arten- und Biotopschutz 
sowie die landschaftsgebundene Erholung8.  
 
In den Regionalen Grünzügen und in den 
Grünzäsuren darf in der Regel nicht gesiedelt 
werden9. 

Nach Abstimmung mit der höheren 
Raumordnungsbehörde und dem Verband 
Region Rhein-Neckar ist für die Ausweisung 
dieser Fläche ein Zielabweichungsverfahren 
erforderlich. Das Zielabweichungsverfahren 
wurde mittlerweile beim Regierungspräsidium 
Karlsruhe beantragt. Erst bei einem erfolgreichen 
Abschluss dieses Verfahrens kann die Fläche in 
den Flächennutzungsplan aufgenommen 
werden.  
 

Aus Sicht der BI hätte ein 
Zielabweichungsverfahren nicht eingeleitet 
werden dürfen, denn Ziele der Raumordnung 
eines für verbindlich erklärten 
Entwicklungsplans oder Regionalplans sind von 
öffentlichen Stellen bei ihren 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
zu beachten10. Die höhere 
Raumordnungsbehörde kann zwar in einem 
Einzelfall auf Antrag eine Abweichung von einem 
Ziel der Raumordnung zulassen, wenn die 
Abweichung unter raumordnerischen 
Gesichtspunkten vertretbar ist und die 
Grundzüge der Planung nicht berührt werden11. 
Im Falle des „Vorderen Wasen II“ ist die 
Abweichung unter raumordnerischen 
Gesichtspunkten aber nicht vertretbar, da: 
§ mit dem Baugebiet 

„Steinäcker/Auerberg II“ ein seit 1991 
rechtskräftiges Baugebiet besteht. 

§ ein Potential von 282 Baulücken und 24 
größeren Flächen innerstädtisch 

 
8 Verband Region Rhein-Neckar, Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar, Plansätze und Begründung, Ziele und 
Grundsätze der Regionalplanung 2.1.1, S.51. 
9 Ebenda, 2.2.3, S.51. 
10 Landesplanungsgesetz (LplG), in der Fassung vom 10. Juli 2003, § 4 (1) Bindungswirkungen der Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung. 
11 Ebenda, § 24 Zielabweichungsverfahren. 
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vorhanden ist.  
§ allein 7 ha Wohnbauflächenausweisung 

auf rein fiktiven Annahmen 
(Bundeswehr, P&G) beruhen. 

§ der ermittelten Wohnbauflächenbedarf 
für Walldürn den „tatsächlichen“ Bedarf 
um 2,13 ha überschreitet. 

 
 

Auch wenn absehbar ist, dass in der Behandlungsübersicht zu den Stellungnahmen diesbezüglich 
argumentiert wird, dass das Baugebiet „Steinäcker/Auerberg II“ wegen Problemen mit der Umlegung 
nicht erschlossen werden kann und das innerstädtische Baulücken- und Flächenpotential wegen 
mangelndem Verkaufsinteresse der Eigentümer nicht zugänglich ist, weißen wir darauf hin, dass sich 
genau diese Probleme im „Vorderen Wasen II“ wiederholen werden. Wir zitieren aus einem 
Zeitungsartikel vom 30.11.2018 (Anlage 2): Sollte nach Abarbeitung aller Vorgaben eine Bebauung im 
Bereich „Vorderer Wasen II“ theoretisch möglich sein, sehen die Verantwortlichen von 
Bürgerinitiative und Biotopschutzbund ein Problem bei der praktischen Ausführung: Wie beim seit 
1991 bestehenden Baugebiet „Steinacker-Auerberg II“ halten sie auch im „Vorderen Wasen II“ ein 
Scheitern des Umlegungsverfahrens für wahrscheinlich. „Der gleiche Konflikt deutet sich heute schon 
an“, sagte Martin Kuhnt im Rahmen der Bürgerfragestunde im Gemeinderat. Diese Einschätzung 
bestätigte Bürgermeister Markus Günther: „Ja, aber wir betreiben die Fläche weiter. Da haben wir 
einen Konsens im Gemeinderat.“12 (s. Artikel im Anhang 4) 
 
Ungeachtet des voran Genannten, besteht - wie dargelegt - kein nachweisbarer Bedarf für die 8,78 
ha große Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“, da allein der fiktiv geltend gemachte 
Wohnraumflächenbedarf und die Mehrausweisung zusammen 9,13 ha ergeben. Wir halten es daher 
für nicht gerechtfertigt, das übergeordnete und verbindliches Ziel des regionalen Grünzuges und 
zugunsten einer Wohnbaufläche aufzugeben. 
 
Bezüglich des Eingriffs in das Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft zitieren wir den Walldürner 
Bürgermeister und Verbandsvorsitzenden Günther: „(…) Gleiches gilt für die hervorragende Arbeit 
unserer Landwirtschaft, die den Klimaschutz ebenfalls im Ländlichen Raum leben. (…)  Wir haben 
alles, also müssen wir dies auch verteidigen!“13  
 
Wir fordern, dass den Worten auch Taten folgen und die landwirtschaftlich genutzte Mähwiesen im 
Planungsgebiet „Vorderer Wasen II“, auch zum Schutz der biologischen Vielfalt und des Klimas 
erhalten bleiben. Wir nehmen hier den Bürgermeister und Verbandsvorsitzenden beim Wort. 
 
3.3. Bevölkerungsprognose 
 
Die aktuelle Bevölkerungsprognose des Statistischen Landesamts Baden-Württemberg (Juni 2019), 
die sich auf den Zeitraum von Ende 2017 bis 2035 bezieht, geht für den gesamten Verwaltungsraum 
für das Jahr 2035 von einer Einwohnerzahl von 21.861 Einwohnern aus. Gegenüber dem 
Einwohnerstand von 2017 ist dies ein Bevölkerungswachstum von rund 615 Einwohnern bzw. 2,89 %. 
 
Siehe Stellungnahme „Plausibilität des Wohnbauflächenbedarfs“. 

 
12 Scherer, Ralf. Artikel: „Löschenäcker“ ersatzlos gestrichen, Fränkische Nachrichten, 30.11.2018. 
13 Persönliche Erklärung des Bürgermeisters der Stadt Walldürn, 28.07.2020, 
https://www.wallduern.de/de/Buerger/Aktuelles-
Service/Stadtnachrichten/Stadtnachricht?view=publish&item=article&id=2036 
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4. Wohnflächenbedarf 
4.1 Berechnungsmethodik – Hinweispapier zur Plausibilitätsprüfung der 
Bauflächenbedarfsnachweise 
 
Prognostizierte Einwohnerentwicklung 
Als Grundlage für die Ermittlung der prognostizierten Einwohnerentwicklung wird die 
Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Landesamts Baden-Württemberg herangezogen. 
Am 18.06.2019 wurde eine überarbeitete Bevölkerungsvorausberechnung vom Statistischen 
Landesamt veröffentlicht. Für die Berechnung wurde ein Entwicklungskorridor mit einer 
Hauptvariante sowie einer Nebenvariante angesetzt. Ausgangswert ist die tatsächliche 
Einwohnerzahl zum Zeitpunkt der Planaufstellung.  Die zur Planaufstellung aktuellsten zur Verfügung 
stehenden Daten sind von Ende 2018 und geben für die Stadt Walldürn eine Einwohnerzahl von 
11.518 EW, für die Gemeinde Hardheim 6.682 EW und für die Gemeinde Höpfingen 2.961 EW an. 
 
Die Plausibilitätsprüfung (Ministerium für Verkehr und Infrastruktur vom 15.02.2017) nennt für die 
Prüfung als erforderliche Daten und Angaben des Plangebers unter Strukturdaten u.a: Erwartete 
Einwohnerzahl nach der jeweils aktuellen Prognose des Statistischen Landesamtes für das Zieljahr des 
Planungszeitraums (ggf. differenziert nach natürlicher Bevölkerungsentwicklung und 
Wanderungsgewinn bzw. -verlust) sowie die tatsächliche Bevölkerungsentwicklung der 
zurückliegenden Jahre. 
 
Gefordert ist auch die Einwohnerzahl. Nicht gefordert ist aber, dass die Prüfung anhand der 
tatsächlichen Einwohnerzahl zum Zeitpunkt der Planaufstellung erfolgen muss, sondern anhand der 
tatsächlichen Bevölkerungsentwicklung der zurückliegenden Jahre. Das von der BI geforderte 
Bezugsjahr 2004 als Bevölkerungsmaximum entspricht der tatsächlichen Bevölkerungsentwicklung. 
 
Angemerkt sei auch, dass die erwähnten aktuellsten zur Verfügung stehenden Daten 2018 auf dem 
Zensus 2011 beruhen. Somit können die auf Fortschreibungen von Volkszählungsergebnissen 
beruhenden Zahlen von 2004 als ebenso aktuell angesehen werden. 
 
Besonderheiten 
Gemäß dem Hinweispapier zur „Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise“ des 
Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur sind örtliche und regional bedingte Besonderheiten, 
die ggf. zu besonderem Bedarf oder auch minderem Bedarf führen können, sowie ggf. 
regionalplanerische Vorgaben zur Wohnbauflächenentwicklung mit in die Bewertung 
einzubeziehen. 
 
Stadt Walldürn: 
§ Die Stadt Walldürn rechnet aufgrund der voraussichtlichen Ausweitung des 

Bundeswehrstandorts Walldürn mit einem weiteren Einwohnerzuwachs. Aktuelle 
Pressemitteilungen sprechen für den Erhalt des Bundeswehrstandorts Walldürn. Zudem 
sei geplant, den Standort in Zukunft personell aufzustocken. Eine endgültige 
Entscheidung wurde allerdings noch nicht offiziell bekanntgegeben. Die gewonnene 
Planungssicherheit führt dazu, dass bereits jetzt zahlreiche Soldaten den Wunsch 
geäußert haben, mit ihren Familien nach Walldürn zu ziehen. Da bisher keine Zahlen 
bzgl. der Aufstockung des Standorts offiziell bekannt sind, kann der Einwohnerzuwachs 
noch nicht konkret abgeschätzt werden. Die Stadt geht davon aus, dass sich durch die 
Sicherung des Bundeswehrstandorts ca. 150 EW zusätzlich in Walldürn ansiedeln werden. 

 
Siehe Stellungnahme „Plausibilität des Wohnbauflächenbedarfs“. 
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§ Im Januar 2019 wurde vom Bundesministerium der Verteidigung verkündet, dass das 
Munitionsdepot Altheim für die Zwecke der Bundeswehr dauerhaft benötigt wird. Hierfür 
sollen ab 2021 ca. 60 militärische und zivile Dienstposten geschaffen sowie ca. 12 
Millionen Euro für die Wiederinbetriebnahme investiert werden. Die Stadt geht davon 
aus, dass durch die Sicherung des Bundeswehrstandorts ca. 50 EW zusätzlich in Walldürn 
ansiedeln werden. 

 
Da es sich beim Munitionsdepot Altheim um eine Reaktivierung handelt, ist davon auszugehen, dass 
der Personalansatz hierfür in den früheren FNP-Berechnungen bereits enthalten gewesen ist. Eine 
weitere Steigerung des Personals gegenüber diesen Zahlen ist nicht belegt. 
 
§ Neben dem Munitionsdepot Altheim wurde Ende 2018 und Anfang 2019 ebenfalls vom 

Bundesministerium der Verteidigung verkündet, dass sowohl die Carl-Schurz- Kaserne 
(ca. 500 Dienstposten) als auch das Materiallager (ca. 90 Dienstposten) in Hardheim 
dauerhaft für die Zwecke der Bundeswehr benötigt werden. Neben dem zusätzlichen 
Wohnbauflächenbedarf für die Gemeinde Hardheim wird auch für die umliegenden 
Kommunen ein positiver Effekt auf die Einwohnerzahl zu erwarten sein. 

 
Wie voran. 
 
§ Mit einem weiteren Einwohnerzuwachs rechnet die Stadt Walldürn aufgrund der 

voraussichtlichen Erweiterung des Unternehmens Procter & Gamble am Standort 
Walldürn. Für die zukünftige Entwicklung wird aktuell eine gewerbliche Baufläche im 
Umfang von rund 10 ha im Rahmen eines Änderungsverfahrens in den 
Flächennutzungsplan aufgenommen, um dem Unternehmen Procter & Gamble mittel- bis 
langfristig Erweiterungsmöglichkeiten zu geben. Zur Sicherung des 
Unternehmensstandorts ist diese Erweiterungsfläche zwingend erforderlich. Das 
Unternehmen hat aktuell eine Vielzahl an Stellenangeboten für den Standort Walldürn 
ausgeschrieben und bewirbt diese offensiv. Genaue Daten zur 
Beschäftigungsentwicklung werden vom Unternehmen Procter & Gamble nicht gemacht. 
Die Stadt geht davon aus, dass sich durch die Erweiterung des Unternehmensstandorts 
auf rund 10 ha weitere 150 EW in Walldürn ansiedeln. 

 
Siehe Stellungnahme „Plausibilität des Wohnbauflächenbedarfs“. 
 
In der Plandarstellung ist die Fläche mit 14,46 ha angegeben, was dem aktuellen Stand der Änderung 
des FNP 2015 im Bereich „Schöner Busch“ entspricht. Die 2019 beantragte Waldumwandlung von 
10,78 ha (neue Planungsfläche) ist bis dato weder genehmigt noch das FNP-Verfahren abgeschlossen. 
 
§ Die Stadt Walldürn geht aufgrund der oben genannten Besonderheiten davon aus, dass 

sich ca. 350 EW zusätzlich ansiedeln werden. Gemäß der Berechnungsmethode des 
Einheitlichen Regionalplans ergibt sich so ein zusätzlicher Wohnbauflächenbedarf von 7 
ha für die Stadt Walldürn. 

 
Das ist, wie die Begründung zugibt, eine rein fiktive Annahme. Es hat sich bereits in einem anderen 
FNP-Verfahren gezeigt, dass bzgl. eines besonderen Bevölkerungszuwachses gerne mit nicht 
belegbaren Zahlen argumentiert wird. Es sollte für die Stadt als Garnisonstandort und dem Sitz eines 
weltweit agierenden Unternehmens wie Procter & Gamble im Vorfeld eines auf 15 Jahre ausgelegten 
FNP möglich sein, verlässliche Zahlen zu generieren.  
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So lange diese verlässlichen und nachprüfbaren Zahlen nicht vorliegen, fordern wir den 
zusätzlichen Wohnbedarf von 7 ha ersatzlos zu streichen! 
 
4.3 Vorhandene Wohnbauflächenpotentiale 
 
Begründung zum FNP 2030 Stellungnahme 
Gemäß den Hinweisen für die 
Plausibilitätsprüfung sind 
Innenentwicklungspotentiale vorrangig zu 
entwickeln und werden vom Brutto-
Wohnflächenbedarf abgezogen. 
 

Die Vorrangigkeit steht nur auf dem Papier. In 
den letzten Jahrzehnten wurde immer der 
Ausweisung von Neubaugebieten (s. Vorderer 
Wasen, Lindig) Priorität eingeräumt. Im Bereich 
der innerstädtischen Nachverdichtung finden 
sich die in der Begründung zum FNP v.a. 
aufgeführte Projekte mit sehr überschaubarem 
Angebot in Bezug auf Wohnraumschaffung.  
 

Innenentwicklung 
Die Stadt Walldürn und die Gemeinden 
Höpfingen und Hardheim fördern seit Jahren in 
allen Stadtteilen bzw. Ortsteilen die 
Innenentwicklung und bedienen sich dabei 
entsprechender Förderprogramme 
(Stadtsanierung, ELR). Die Schließung von 
Baulücken und die Behebung von 
Gebäudeleerständen wird als kommunale 
Daueraufgabe verstanden. 
 

Seit Jahrzehnten wächst der innerstädtische 
Leerstand in Walldürn, v.a. in den 415 
Gebäuden, welche vor 1919 erbaut wurden und 
den 235 Gebäuden, welche von 1919 bis 1948 
erbaut wurden (Zensus 2011)14. Hierfür gibt es 
keine erkennbaren Konzepte, keine/n Gebäude- 
oder Flächenmanager/in, und es ist zu 
befürchten, dass die Leerstände in der Kernstadt 
zugunsten von „Wohnen im Grünen“ weiter 
zunehmen werden. 
 

Das Innenentwicklungspotential wurde für alle 
drei Kommunen mit Hilfe des Programms 
„Raum+Monitor“ vom Verband Region Rhein-
Neckar im Frühjahr 2019 erfasst. Als Grundlage 
diente unter anderem eine Abfrage der 
Eigentümer von Baulücken zum 
Verkaufsinteresse. Im Rahmen des Programms 
wird zwischen Baulücken und 
Innenentwicklungspotentialen unterschieden. 
Baulücken sind unbebaute Grundstücke. 
Innenentwicklungspotentiale sind dagegen 
größere zusammenhängende Flächen, welche 
auch mehrere Flurstücke umfassen können. Die 
sogenannten Außenreserven werden im 
Flächennutzungsplan als geplante Bauflächen 
dargestellt und somit bereits in der Flächenbilanz 
berücksichtigt. 
Bei der Ermittlung des 
Innenentwicklungspotentials werden 
Mischbauflächen entsprechend der 
einzuhaltenden Nutzungsmischung zur Hälfte 
angerechnet. 

Zum Innenentwicklungspotential gehören neben 
Baulücken, Freiflächen und rechtsgültigen 
Baugebieten u.a. auch 1419 bestehende 
Gebäude aus dem Zeitraum 1949-1978 (Zensus 
2011)15, welche teilweise und aufgrund der 
Altersstruktur der Eigentümer in den nächsten 
Jahren dem Immobilienmarkt zugeführt werden. 
Ein Potential, welches bislang nicht in der 
Innenentwicklung berücksichtigt ist, denn dies 
gehört offensichtlich nicht zu den erfassten 
Merkmalen im Programm „Raum+Monitor“. 
Dort geht es um die Erfassung unbebauter und 
ungenutzter Flächen (> 2.000 m²) oder um 
Baulücken (< 2.000 m²).  
Dass das Portal „Raum+Monitor“ die Kommunen 
auch dabei unterstützt, Leerstandsrisiken zu 
entdecken und zu bewerten, wird in der 
Begründung zum FNP 2030 vollkommen 
ignoriert bzw. Ergebnisse nicht wiedergegeben. 
Dabei ist die Erstellung eines 
Leerstandskatasters eine wichtige 
Planungsgrundlage. Anfang des Jahres 2016 

 
14 https://ergebnisse.zensus2011.de 
15 Ebenda 
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 wurde das Portal durch das neue Modul 
„Gebäude“ ergänzt, welches Kommunen dabei 
unterstützt, ein Gebäudekataster aufzubauen, 
vermarktungsfähige Flächen zu identifizieren 
und ihr nachhaltiges Flächenmanagement weiter 
auszubauen.16  
 
Fazit: 
Der Neubau konkurriert mit dem Altbau: alle 
Bewohner von Neubauten fehlen in Altbauten. 

 
Im Folgenden werden die Potentialflächen der einzelnen Verbandsgemeinden und deren 
Aktivierbarkeit erläutert: 
 
Begründung zum FNP 2030 Stellungnahme 
Stadt Walldürn: 
Die Stadt Walldürn betreibt bereits seit Ende der 
1990er Jahre ein aktives Flächenmanagement im 
Rahmen der Nachverdichtung der Innenstadt. 
Dies fand nicht nur im Rahmen der 
Städtebauförderung und Ausweisung von 
geförderten Sanierungsgebieten statt, sondern 
auch auf freiwilliger Basis durch die Stadt 
Walldürn. Es wurden seit Ende der 1990er Jahre 
innerstädtisch eine Vielzahl an attraktiven 
Wohnquartieren geschaffen. Hierzu zählen 
Gebiete wie z.B. „Areal Volkweg“, „Areal Dr.-
August-Stumpf-Straße“, „Areal ehemals Kerzen-
Günther“ oder „Areal Böhrer“. 
 
Es handelt sich hierbei um Einzelhäuser bis hin 
zum mehrgeschossigen Wohnungsbau. Bei 
diesen Projekten lag der Schwerpunkt auf der 
Schaffung von Wohnraum in zentraler Lage. 
Aktuell befinden sich weitere 
Innenentwicklungsflächen in der Umsetzung 
bzw. stehen für eine Nachverdichtung zur 
Verfügung: 
 

Wir bitten in der Behandlungsübersicht der 
frühzeitigen Beteiligung darzustellen, wie der 
durch innerstädtische Nachverdichtung 
geschaffene Wohnraum im Verhältnis zu den in 
den letzten Jahrzehnten geschaffenen 
Wohnraum in Neubaugebieten steht.  
Neubaugebiete 
Vorderer Wasen (1992): 251 Bauplätze, 
Gesamtfläche 29 ha 
Lindig (2007): 77 Bauplätze, Gesamtfläche 10,49 
ha 
Nachverdichtung 
Areal Volkweg: 
Areal Dr.-August-Stumpf-Straße: 
Areal ehemals Kerzen-Günther: 
Areal Böhrer 
Areal Leinenkugel: 
Areal ehem. ALDI: 
 

§ Für das „Areal ehemals Aldi“ liegen 
derzeit aktuelle Planungen zur 
Nachverdichtung vor, die noch im Jahre 
2020 umgesetzt werden sollen. Hierzu ist 
vorgesehen, insgesamt vier 
Wohnbauplätze zu schaffen und einen 
bestehenden öffentlichen Parkplatz in 
Teilen zu erhalten. 

Die Fläche wäre im Zuge eine Nachverdichtung 
für Geschosswohnungsbaus prädestiniert 
gewesen, der so dringend erforderlich ist (s. 
Begründung zum FNP 2030). 

 
16 Trinemeier, Christoph. Regionales Siedlungsflächenmonitoring Raum+Monitor Rhein Neckar, Hemmnisse und 
Möglichkeiten bei der Aktivierung von Flächenpotenzialen, 44. Immobiliendialog Rhein Neckar, Mannheim 
04.12.2018. 
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§ Für das „Areal Anwesen Pernpaintner“ 
ist der private Grundstückseigentümer 
äußerst bemüht, die Fläche einer 
Bebauung durch einen Investor 
zuzuführen. Hierzu wird diese Fläche 
auch aktiv beworben. 

 

Es wurde bereits in der Stellungnahme der 
Freien Wähler zum Vorentwurf darauf 
hingewiesen, dass bzgl. „Areal Anwesen 
Pernpaintner“ noch immer nichts geschehen ist. 
Auch in der jetzigen Begründung liegt die 
Betonung auf „äußerst bemüht“. 
 

§ Das „Areal ehemals Leis“ wurde von der 
Stadt Walldürn mittlerweile erworben. 
Im östlichen Teil des Areals wird zeitnah 
Geschosswohnungsbau umgesetzt, der 
in Walldürn dringend erforderlich ist. Auf 
einem anderen Teil der Fläche des 
Gesamtareals wurde ein ehemaliges 
Bürogebäude mit 
Betriebsinhaberwohnungen in eine 
Wohnnutzung in Form einer 
Anschlussunterbringung für 
Asylbewerber umgenutzt. Der südliche 
Teilbereich des Areals wird mittelfristig 
einer geregelten Wohnbebauung 
zugeführt. 

 

Wenn so dringend notwendig, warum erfolgt 
dann auf dem ehemaligen ALDI- Areal nicht auch 
der Geschosswohnungsbau. Im besten Falle 
noch als sozialer Geschosswohnungsbau, der 
überhaupt keine Erwähnung findet. 
 

§ Ebenso soll beim Areal „Ehemaliges NKD-
Gebäude“ baldmöglichst die Umsetzung 
eines großzügigen Wohn-, Geschäfts- 
und eventuell Ärztehauses realisiert 
werden. 

 

Auch beim Areal „Ehemaliges NKD-Gebäude“ 
befinden wir uns noch bei einem unverbindlich 
und wenig konkreten „soll“! 
 

Bei allen genannten Innenentwicklungsflächen 
war und ist das vordringliche Ziel die Entwicklung 
von Einzel- und Doppelhausbebauung sowie 
mehrgeschossiger Wohnungsbau, um den 
überlasteten Wohnungsmarkt zu entlasten, da 
Wohnraum in Walldürn äußerst knapp ist. 
 

Es entspricht nicht den Tatsachen, dass 
Wohnraum in Walldürn äußerst knapp ist. In der 
Kernstadt herrscht großer Leerstand vor und in 
einem Großteil der bereits benannten 1419 
doppelgeschossigen Gebäuden aus dem 
Zeitraum 1949-1978 wohnen heute 1-2 ältere 
Personen. 
 

(…) Die Stadt Walldürn versucht auch weiterhin 
mit verschiedenen Maßnahmen und Anreizen, 
das Innenentwicklungspotential zu aktivieren. 
Dazu steht die Stadt immer wieder mit den 
Eigentümern in Kontakt, um Kaufinteressenten 
zu vermitteln. Die privaten Eigentümer von 
Baulücken wurden zudem von der Stadt 
angeschrieben und auf ein Verkaufsinteresse 
befragt. Im Ergebnis kann festgehalten werden, 
dass kaum Verkaufsinteresse vorhanden ist. 
Aufgrund der aktuellen Zinssituation werden 
Baugrundstücke als eine sichere Wertanlage 
gesehen. 
 

Wenn aufgrund der aktuellen Zinssituation 
innerstädtische Baugrundstücke von den 
Eigentümern als eine sichere Wertanlage 
gesehen werden, was sollte sich diesbezüglich 
bei Privatgrundstücken im „Vorderen Wasen II“ 
anders darstellen. Wie viele Grundstücke sind 
dort in kommunaler Hand? 
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Anmerkung der BI zur Walldürner Stadtentwicklung  

Das Ergebnis nehmen wir gleich vorweg. Wir können nach ausführlicher Analyse feststellen, dass 
Walldürn von einer erfolgreichen Stadtentwicklungspolitik weit entfernt ist. Es ist unter diesen 
Umständen nicht einzusehen, dass weitere 8,78 ha Grünland im Vorderen Wasen zerstört werden 
sollen, während die Leerstände (282 laut GVV) zunehmen und die Kernstadt weiter verfällt. 

Begründung: 

Forderungen und Empfehlungen aus Gesetzen, Verordnungen und Richtlinien zur Stadtentwicklung 
werden ungenügend beachtet. Selbst eigene Ziele werden nicht verfolgt und nehmen nur eine 
Alibifunktion ein. Definierte Ziele im Raumordnungsgesetz und im Landesentwicklungsplan zur 
Siedlungsentwicklung, die vorrangig am Bestand auszurichten sind, werden nicht beachtet. Die 
vorhandenen Möglichkeiten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und 
Baulandreserven zu berücksichtigen sowie Brach-, Konversions- und Altlastenflächen neuen 
Nutzungen zuzuführen, werden ebenfalls ungenügend genutzt. Die Inanspruchnahme von Böden mit 
besonderer Bedeutung für den Naturhaushalt und die Landwirtschaft ist auf das Unvermeidbare zu 
beschränken, wird auch nicht beachtet. Innenentwicklung vor Außenentwicklung: Fehlanzeige. 
 
Den Grund hierfür sehen wir in dem fehlenden gesamtstädtischen Entwicklungskonzept in Walldürn. 
Es gibt nur ein „Entwicklungskonzept Innenstadt“. Dieses wird aber seit 2013 nur sporadisch verfolgt. 
Die Stadtentwicklung in Walldürn, insbesondere die Bearbeitung freier Flächen und Potentiale, 
werden nur zufällig oder gar nicht in die tägliche Arbeit integriert. Einige Beispiele: 
 
§ Für die ehemaligen Fabriken Kieser und Kast hätte man zusammen mit dem ehemaligen 

Areal Tengelmann ein großes zusammenhängendes Gebiet mitten in der Stadt entwickeln 
können. Hierzu gab es Entwürfe von Karlsruher Studenten, die ein für die Stadt Walldürn 
tätiges Stadtentwicklungsbüro initiierte. Danach passierte leider nichts. Die Stadt Walldürn 
hat die Zusammenarbeit mit dem Stadtentwicklungsbüro beendet. 

 
§ Auch große Baugrundstücke wie z. B. das Anwesen Fabrikant Rohlf und andere wurden nicht 

gekauft und für die Entwicklung der Stadt genutzt. Hier hatte der Erbe sogar alle Stadträte 
angeschrieben und das Gelände zum Kauf angeboten. 

 
§ Gekaufte Grundstücke, wie der ehemalige Aldi-Markt, wurden an nicht solvente Investoren 

verkauft und Jahre später wieder zurückgenommen, um Sie dann mit Verlust in Bauplätze für 
Einfamilienhäuser umzuwandeln. Mögliche Stadtentwicklungszuschüsse wurden nicht 
beantragt. 

 
§ Eigene Anstrengungen wie öffentliche Ausschreibungen, Architektenwettbewerbe oder 

Ideenwettbewerbe, um freie Flächen zu entwickeln, wurden durch die Stadt nicht 
durchgeführt. 

 
§ Ebenso gibt es in der Begründung keine Aussage darüber, wieviele Häuser in den nächsten 

Jahren infolge des Alters der Eigentümer frei werden und auf dem Immobilienmarkt 
angeboten werden. 

 
§ Fertige Baugebiete wie der Steinacker wurden nicht bebaut, obwohl ein gültiger 

Bebauungsplan vorhanden ist. Gründe hierzu wurden seitens der Stadt schon viele genannt 
(Eigentümer verkaufen nicht usw. Neu ist, dass der Boden zu felsig sei, übrigens genauso 
felsig wie der Vordere Wasen).  
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§ Mitten in der Innenstadt wird ein Logistikzentrum für 10.000 Paletten genehmigt, dessen 

Zufahrten viel zu eng sind.  
 
§ Im Areal „Leinenkugel“ werden großflächige Grundstücke mit bis zu 900 m² angeboten, 

obwohl angeblich eine große Nachfrage herrscht. 
 
Hinzu kommt die Tatsache, dass sich die Stadt in den letzten Jahren nur auf die Außenentwicklung 
konzentrierte. Hier wurden über 100 Bauplätze neu geschaffen, und trotzdem wurden Einwohner 
verloren. Gleichzeitig verfällt die Innenstadt in einen trostlosen Zustand. Der Grundsatz der 
Innenentwicklung vor Außenentwicklung wurde sträflich vernachlässigt.  

Hierzu ist unter https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/bauen/stadtentwicklung-und-
baukultur/stadtentwicklung/ zu lesen: „Die Stadtentwicklung verfolgt zu jeder Zeit bestimmte Ziele 
und Schwerpunkte, die aus den übergeordneten Aufgaben der Gesellschaft resultieren. Gegenwärtig 
gehören dazu insbesondere 

§ eine flächensparende, klimagerechte Innenentwicklung der Städte und Gemeinden 
§ die Stärkung und Entwicklung der Innenstädte und Ortskerne. „ 

Anders in Walldürn, hier will man billige Bauplätze für junge Familien schaffen, damit diese sich 
„verwirklichen“ können (siehe Schreiben der Stadt an die Eigentümer von Grünland). In der 
Stellungnahme im Gemeinderat vom 28.07.2020 führt der Bürgermeister an, dass andere Gemeinden 
viele Bauplätze vorweisen können (Buchen 200 und Osterburken 100 Stück) und Walldürn deshalb in 
gleicher Größe nachziehen müsse. 

Geht es um Bedarf oder Verwirklichung? Wer betrachtet hier die Folgekosten, wenn immer weniger 
Einwohner immer mehr Straßen und Kanäle unterhalten dürfen? Ist der ruinöse Wettbewerb 
zwischen den Gemeinden um junge Familien so noch finanzierbar?  
 
Wir als Bürgerinitiative wollen das Bauen nicht verbieten und sehen das zukunftsfähige und 
finanzierbare Potential im innerstädtischen Bereich. Denn, es kostet weniger Geld, alte Häuser 
umzubauen. Vor allem dann, wenn die Straßen und Leitungen bereits vorhanden sind.  

Neues Bauland schaffen, um den Nachbargemeinden die Einwohner abzuwerben, während immer 
mehr Häuser leer stehen. Eine Spirale, durch die alle Gemeinden verlieren. Hier sehen wir eine 
Verletzung des Nachhaltigkeitsgebots nach BauGB. 
 
Ein Grund scheint die fehlende Organisation der Stadtentwicklung zu sein, da es bei der Stadt 
Walldürn keine Organisationseinheit gibt, die die Stadtentwicklung als ganzheitliche Aufgabe 
bearbeitet. Lediglich Teilbereiche wie Stadtplanung und Sanierung werden abgedeckt. Es gibt bei der 
Stadt Walldürn auch keinen offiziellen Ansprechpartner für die Stadtentwicklung. Zumindest wird auf 
der Homepage keiner genannt. 
Bei der langen Liste verpasster Chancen, Fehlentscheidungen und Organisationsversäumnisse zur 
Stadtentwicklung entsteht der Eindruck, dass hier Kalkül im Spiel ist, weil eine derartig schlechte 
Chancenverwertung sonst nicht erklärbar scheint.  

Aufgrund der Nichtbeachtung der Ziele verschiedenster Gesetze und Empfehlungen der 
Landesregierung, der Empfehlungen in der LEIPZIG CHARTA zur nachhaltigen europäischen Stadt 
zur Förderung einer guten Stadtentwicklung sowie das Missachten der eigenen Ziele sehen wir bei 
dieser desolaten Stadtentwicklung ein großes Verschulden der Planungsverantwortlichen. 
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Es ist unter diesen Umständen nicht einzusehen, dass weitere 9 ha Grünland zerstört werden sollen, 
während die Leerstände zunehmen und die Kernstadt weiter verfällt, zumal bei fast 300 Leerständen 
und einem Bevölkerungsrückgang kein Bedarf besteht.  

In der Anlage 5 befinden sich die Nachweise zu den Aussagen. 

8. Erläuterung der einzelnen Bauflächen 
Fläche 84: „Vorderer Wasen II“ in Walldürn, geplante W-Fläche, 8,74 ha 
 
Begründung zum FNP 2030 Stellungnahme 
Die Wohnbauflächenausweisung dient zur 
Stärkung des Wohnbauschwerpunkts in 
Walldürn. Die Fläche liegt am westlichen 
Stadtrand. Im Osten grenzt die Baufläche an das 
bestehende Wohngebiet an. Südlich und westlich 
wird die Fläche von landwirtschaftlich genutzten 
Flächen eingerahmt. Im Norden befindet sich 
eine große zusammenhängende Waldfläche, die 
die Baufläche begrenzt. Der Bereich selbst wird 
ebenfalls landwirtschaftlich genutzt. Die 
Baufläche befindet sich gemäß dem Einheitlichen 
Regionalplan Rhein-Neckar in einem Regionalen 
Grünzug und in einem Vorbehaltsgebiet für die 
Landwirtschaft. Gemäß der LUBW-Kartierung 
zum Biotopverbund befindet sich die Baufläche in 
einer Kernfläche. Weitere 
Schutzgebietsausweisungen werden nicht 
berührt.  
 

Die Wohnbauflächenausweisung „Vorderer 
Wasen II“ schwächt die innerstädtischen 
Potentiale, da die Bereitstellung einer weiteren 
Neubaufläche dem Ziel der Nachverdichtung und 
dem Ziel der Netto-Null im Bereich 
Flächeninanspruchnahme des Landes Baden-
Württemberg entgegenwirkt.  
 

Die Wohnbauentwicklung der Kernstadt 
Walldürn ist im Südwesten durch den 
Bundeswehrstandort beschränkt. Im Süden, 
Südosten und Nordosten kann sich die Kernstadt 
aufgrund der vorhandenen Industrie- und 
Gewerbegebiete nicht weiterentwickeln. Auch im 
Norden wird die Entwicklung durch die 
bestehenden Waldflächen begrenzt. Die 
Kernstadt kann sich mit Wohnbauflächen somit 
nur Richtung Nordwesten weiter entwickeln. Ein 
Eingriff in den Regionalen Grünzug und in das 
Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft ist daher 
unvermeidbar.  
 

Ein Eingriff ist vermeidbar, da: 
§ immer noch ein Potential von 5,8 ha 

Wohnbaufläche im rechtsgültigen 
Baugebiet „Steinäcker/Auerberg II“ 
vorhanden ist. Die Problematik der 
Umlegung im voran genannten 
Baugebiet ist auch für den „Vorderen 
Wasen II“ absehbar (s. Aussage Bgm. M. 
Günther in Gemeinderatssitzung am 
30.11.2018 auf Nachfrage)  

§ der zusätzliche Wohnbauflächenbedarf 
von 7 ha aufgrund von Besonderheiten 
fiktiv und nichtzutreffend ist. 

§ die Stadt den ermittelten 
Wohnbauflächenbedarf um 2,13 ha 
überschreitet. 

 
Allein die beiden letztgenannten Punkte zeigen 
auf, dass hier ein Flächenbedarf von 9,13 ha 
geltend gemacht wird, der nicht plausibel ist und 
nicht benötigt wird. Somit ist eine 
Wohnbaufläche „Vorderer Wasen II“ mit 8,78 ha 
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überflüssig. 
 

Nach Abstimmung mit der höheren 
Raumordnungsbehörde und dem Verband 
Region Rhein-Neckar ist für die Ausweisung 
dieser Fläche ein Zielabweichungsverfahren 
erforderlich. Das Zielabweichungsverfahren 
wurde mittlerweile beim Regierungspräsidium 
Karlsruhe beantragt. Erst bei einem erfolgreichen 
Abschluss dieses Verfahrens kann die Fläche in 
den Flächennutzungsplan aufgenommen 
werden. 
 

s. Stellungnahme zu 3.2 Regionalplanung 
 

 
8.2 Bauflächenausweisung im Planungsraum – Fazit Wohnbauflächenausweisung 
 
Begründung zum FNP 2030 Stellungnahme 
§ Die Stadt Walldürn überschreitet den 

ermittelten Wohnbauflächenbedarf 
gemäß dem Hinweispapier zur 
Plausibilitätsprüfung der 
Bauflächenbedarfsnachweise 
geringfügig um 2,13 ha. 

 

2,13 ha an Bauflächenmehrausweisung ist weder 
geringfügig noch akzeptabel.   
 

 
 
13. Alternativenprüfung 
 
Begründung zum FNP 2030 Stellungnahme 
Mit der Ausweisung der geplanten 
Wohnbauflächen „Roter Weg“ und „Neuer 
Wasen“ können in der Kernstadt Walldürn 
lediglich kleine Wohnbauflächen zur Deckung 
des Bedarfs im Flächennutzungsplan 
ausgewiesen werden. 
 

Für die W-Fläche „Roter Weg“ (0,65 ha) wurde 
seitens der BI und der Freien Wähler zum 
Vorentwurf des FNP 2030 dahingehend Stellung 
genommen, dass hier eine Bebauung auch in 
zweiter und dritter Reihe vorstellbar ist. Im 
Behandlungsvorschlag wird dieser Vorschlag 
damit abgetan, dass Immissionskonflikte bzgl. 
der Nibelungenkaserne bestehen (s. hierzu 
Stellungnahme weiter unten). Selbst wenn die 
Abstandfläche gewahrt bleiben müssten, könnte 
hier eine W-Fläche in der Größenordnung von 
2,5 ha generiert werden (s. folgende 
Plandarstellung BI). 
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Darstellung BI 
 
Im Süden wird die Ausweisung von 
Wohnbauflächen durch bestehende Waldflächen 
und die Nibelungenkaserne begrenzt. Das 
Heranrücken der Wohnbebauung an die 
Nibelungenkaserne wird durch die bestehenden 
Immissionskonflikte mit der militärischen 
Nutzung beschränkt.  
 

Die aus dem FNP 2015 übernommene WA- und 
MI-Fläche „Neuer Wasen“ grenzt unmittelbar an 
die Nibelungenkaserne. Warum bestehen hier 
die Immissionskonflikte nicht, die bzgl. einer 
Ausweitung der W-Fläche „Roter Weg“ im FNP 
2030 geltend gemacht werden. Die Bebauung in 
den MI-Flächen „Hollerstock und 
Kirschmerseihe“ und WA-Fläche „Hollerstock 
und Kirschmerseihe II“ reicht ebenfalls bis 
unmittelbar an die Kaserne heran.  
 

Richtung Norden wird eine Siedlungsentwicklung 
für die Wohnnutzung ebenfalls durch bestehende 
Waldflächen und den Verbandsindustriepark 
begrenzt. Im Übergangsbereich zwischen 
bestehender Wohnbebauung und dem 
Verbandsindustriepark wird aktuell die letzte 
verbleibende Fläche als Wohn- bzw. Mischgebiet 
aufgesiedelt. Eine weitere Entwicklung Richtung 
Norden ist nicht möglich. Des Weiteren befindet 
sich im Norden der Stadt Walldürn noch die 
Wohnbaufläche „Steinacker-Auerberg II“ im 
Umfang von 5,8 ha. Für diese Fläche existiert 
bereits ein Bebauungsplan. Die Fläche ist 
allerdings blockiert und kann nicht umgesetzt 

Das Baugebiet „Steinäcker/Auerberg II“ mit der 
dort noch vorhandenen WA-Fläche von 5,8 ha 
mag zwar aktuell „blockiert“ sein, stellt aber 
aufgrund seiner Rechtsgültigkeit sehr wohl eine 
Alternative dar und muss im Verfahren 
dargestellt und berücksichtigt werden. Wir als BI 
drängen weiterhin darauf, dass eine Umlage 
oberste Priorität vor der Ausweisung neuer 
Baugebiete hat. 5,8 ha WA-Fläche legt man nicht 
einfach ad acta. 
 
Transparent wäre es in diesem Zusammenhang 
auch, dass die Walldürner BürgerInnen erfahren 
würden, warum die Umlage in den letzten 29 
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werden (siehe Kap. 3.2 Bestehende Baugebiete in 
rechtskräftigen Bebauungsplänen).  
 

Jahren gescheitert ist. 
 

Es verbleibt somit lediglich, die von der Stadt 
Walldürn angestrebte Siedlungsentwicklung 
Richtung Westen.   
 

Eine weitere Alternative ist, die nicht 
erforderliche Flächenmehrausweisung von 2,13 
ha als solche nicht geltend zu machen und die 7 
ha zusätzlicher Bedarf aufgrund eines fiktiven 
Bevölkerungszuwachses zu streichen. 
 

 
Nachfolgend zeigt die BI weitere Alternativen auf: 
 
Alternative 1: Grundsteuer C 
Künftig sollen Gemeinden für baureife, aber unbebaute Grundstücke einen höheren Hebesatz 
festlegen können, wenn auf diesen keine Bebauung erfolgt. Diese sogenannte Grundsteuer C 
verteuert damit die Spekulation und schafft finanzielle Anreize, auf baureifen Grundstücken 
tatsächlich auch Wohnraum zu schaffen. 
 
Die neue Grundsteuer soll ab dem 1. Januar 2025 gelten. Die Neuregelung beachtet die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts, sichert das derzeitige Aufkommensniveau und behält das kommunale 
Hebesatzrecht bei.  
 
· Die Bewertung der Grundstücke nach neuem Recht erfolgt erstmals zum 1. Januar 2022. Die 

heutigen Steuermesszahlen werden so abgesenkt, dass die Reform insgesamt 
aufkommensneutral ausfällt. 

· Die Gemeinden erhalten die Möglichkeit, für unbebaute, baureife Grundstücke einen erhöhten 
Hebesatz festzulegen. Diese sogenannte "Grundsteuer C" soll dabei helfen, Wohnraumbedarf 
künftig schneller zu decken. 

Bis zum 31. Dezember 2024 haben die Länder die Möglichkeit, vom Bundesrecht abweichende 
Regelungen vorzubereiten. Die neuen Regelungen zur Grundsteuer - entweder bundesgesetzlich 
oder landesgesetzlich - gelten dann ab 1. Januar 2025.17 Bis dahin gilt das bisherige Recht weiter. 

Darüber hinaus hat die Landesregierung den Gesetzentwurf für ein sogenanntes Bodenwertmodell 
verabschiedet. Für die Berechnung der Grundsteuer soll danach die Grundstücksfläche mit dem 
Bodenrichtwert multipliziert werden. Wird ein Grundstück überwiegend zum Wohnen genutzt, gibt 
es einen Abschlag. Brachflächen in Wohngebieten sollen höher besteuert werden.  
 
Die BI sieht in der Grundsteuer C und im Bodenwertmodell Instrumente, die Aktivierungsrate von 
baureifen, aber unbebaute Grundstücke zu erhöhen, welches im FNP 2030 zu berücksichtigen gilt.  
 
Alternative 2: Wohnraumagentur 
Grund für Wohnungsmangel ist oft „unsichtbarer Wohnraum“: zum Beispiel ehemalige 
Kinderzimmer, die nicht mehr genutzt werden. Dabei leben oft ältere Menschen allein in einem Haus 
und würden sich freuen, wenn man Ihnen bei einer Veränderung hilft. Es geht darum, Menschen 
zusammen zu bringen, so dass lebendige Nachbarschaften entstehen. Doch Veränderungen muss 
man fördern und vermitteln, und somit stellt all das ein politisches Programm dar. Professionelles 
Personal und jeweils ein paar 1000 € Zuschuss für den Umzug in eine kleinere Wohnung oder das 

 
17 https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/reform-grundsteuer-1639838 - Stand: 18. Oktober 
2019. 
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Abtrennen einer Einliegerwohnung - das sind die Kosten für eine Wohnraumagentur, die den 
unsichtbaren Wohnraum entdeckt.18 
 
 
14. Klimaschutz und Erneuerbare Energien 
 
Begründung zum FNP 2030 Stellungnahme 
Durch die jüngsten Änderungen des 
Baugesetzbuches (Novelle 2011) ist die politisch 
angestrebte Energiewende im Planungsrecht 
angekommen. Die klimagerechte Entwicklung 
von Städten und Gemeinden soll gestärkt 
werden. 
 

Mit dem Flächenverbrauch sind erhebliche 
Wirkungen auf das Klima verbunden, denn 
Böden und offene Flächen nehmen wichtige 
Funktionen zur Anpassung an die Klimafolgen 
wahr.  
 
Während der letzten 60 Jahre hat sich die 
Siedlungs- und Verkehrsfläche in Deutschland 
mehr als verdoppelt. Im Jahr 2017 wurde täglich 
eine Fläche von rund 58 Hektar neu 
ausgewiesen. Das entspricht etwa der Größe von 
ca. 82 Fußballfeldern (Umwelt Bundesamt). 
Die Bundesregierung hat im Jahr 2002 in der 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie beschlossen, 
den Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche in 
Deutschland bis zum Jahr 2020 auf 30 Hektar pro 
Tag zu begrenzen. Der aktuelle 4-Jahres-
Mittelwert benennt einen Flächenverbrauch von 
56 Hektar pro Tag, somit ist das Ziel bei Weitem 
nicht erreicht worden. Die BI hält es deshalb für 
unverantwortlich, auch kommenden 
Generationen gegenüber, dass weiterer 
Flächenverbrauch für Wohnen und Gewerbe als 
„alternativlos“ dargestellt wird. Die Priorität 
muss in der Nachverdichtung und Nutzung von 
Brachflächen liegen, wenn eine klimagerechte 
Entwicklung nicht nur ein reines 
Lippenbekenntnis sein soll. 
 

  
Für die Umsetzung der Energiewende vor Ort 
kommt kommunalen Klimaschutz- oder 
Energiekonzepten als wichtige 
Entscheidungsgrundlage für die kommunale 
Planung eine herausragende Bedeutung zu. 
Diesen wurden durch die Hervorhebung der 
Abwägungsdirektive in § 1 (6) 11 BauGB ein 
stärkeres rechtliches Gewicht gegeben. Die 
Aufstellung von ganzheitlichen kommunalen 
Klimaschutz- oder Energiekonzepten als 
städtebaulichem Konzept ist dabei freiwillig. 
 

Wir zitieren aus dem nächsten Absatz der 
Begründung: “Die Erstellung eines 
Klimaschutzkonzepts im Rahmen der Aufstellung 
des Flächennutzungsplans ist nicht vorgesehen.“ 
Klimaschutz- oder Energiekonzepten als wichtige 
Entscheidungsgrundlage stellen im FNP 2030 
somit keine Relevanz dar. Wieder einmal 
entsteht der Eindruck, als ginge der Klimawandel 
am GVV vorbei. Kein Borkenkäfer, keine 
Ernteeinbußen in der Landwirtschaft, usw. 
 

 
18 Fuhrhop, Daniel, Artikel: Warum sollten wir nach der Corona-Krise Neubauten verbieten, Herr Fuhrhop? in: 
Fränkische Nachrichten „Debatte“, 06.07.2020. 
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Der Gemeindeverwaltungsverband prüft aktuell 
die Durchführung einer Fokusberatung zum 
Thema Klimaschutz. In diesem sollen 
Maßnahmen aufgezeigt werden. Die Erstellung 
eines Klimaschutzkonzepts im Rahmen der 
Aufstellung des Flächennutzungsplans ist nicht 
vorgesehen. 
 

Die BI hält es für unprofessionell, wenn 
Beratungen zum Klimaschutz und die Erstellung 
eines Landschaftsplans nicht im Vorfeld eines 
FNP erfolgen und Ergebnisse daher nur 
rudimentär oder überhaupt nicht in einen FNP 
mit 15-jähriger Gültigkeit einfließen können. 
 

Folgende Maßnahmen zum Klimaschutz sollen 
durch die Verbandsgemeinden zukünftig 
verstärkt beachtet werden: 
 
§ Stärkung der Innenentwicklung 

 

Es sollte lauten:  
 
 
 
§ Die Innenentwicklung wird vorrangig 

behandelt. 
 

Zur Deckung des Wohnbauflächenbedarfs ist die 
Ausweisung von Bauflächen erforderlich. Hierzu 
werden Grün- und Freiflächen in Anspruch 
genommen. Grün- und Freiflächen mit Relevanz 
als Kalt- und Frischluftentstehungsflächen für die 
Siedlungsbereich werden von einer Bebauung 
freigehalten. 
 

Im Umweltbericht zur Begründung wird der 
„Vorderer Wasen II“ auf S. 35 als Teil einer 
klimatischen Ausgleichsfläche mit 
Siedlungsrelevanz (hohe Bedeutung) benannt. 
In der Bewertung auf S. 61 wird die W-Fläche als 
Kalt- und Frischluftentstehungsfläche ohne 
besondere Siedlungsrelevanz mit mittlerer 
Bedeutung (Stufe C) für das Schutzgut bewertet. 
Die BI fordert, diesen Widerspruch in Bezug auf 
den Absatz, dass: „Grün- und Freiflächen mit 
Relevanz als Kalt- und 
Frischluftentstehungsflächen für die 
Siedlungsbereich von einer Bebauung 
freigehalten werden“, aufzuklären. 
 

 
Walldürn, den 07.08.2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zudem unterschrieben von 1212 Bürgerinnen und Bürgern des Gemeindeverwaltungsverband 
Hardheim-Walldürn (s. Anlage 6 Unterschriftenliste) 
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Anlage 1 - Planungsflächen im Biotopverbund 
 
Flächen  Betrifft Biotopverbund 
41 Hecken-Schleifwehr-
Erweiterung 

Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 

62 Kranzbergweg Tlw. Flächen des Biotopverbundes mittlerer Standorte 
34 Theobaldsgraben Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
45 Rüdental Süd Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
65 Rütschdorf Ost Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
43 Kapellenäcker Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer und trockener 

Standorte 
67 Vollmersdorf Südwest Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
16 Anschlussbebauung an B 27 Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
17 Mantelsgraben Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
20 Heidlein-Erweiterung Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
26 Nahversorgung Lebensmittel Im Randbereich von Flächen des Biotopverbunds mittlerer 

Standorte 
26 Ehemalige Nike-Stellung Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
30 Seniorenzentrum Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
22 Unterdorf Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
25 Hofacker Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
28 Waldstetten Nordost Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
75 Hintere Steinäcker Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
77 Neusaß Südost Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
78 Nördlich Friedhof Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
80 Kleinhornbach West Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
57 Hausacker Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
83 Geisberg Westlich angrenzende Flächen des Biotopverbunds mittlerer 

Standorte 
45 Ziegelhütte Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
51 Neuer Wasen Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
72 VIP III Tlw. Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
84 Vorderer Wasen II Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
85 Roter Weg Flächen des Biotopverbunds mittlerer Standorte 
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Anlage 5 - Anmerkung der BI zur Walldürner Stadtentwicklung  
 
Bei der Volltextsuch auf der Internetseite der Stadt Walldürn kann man nur das 
„Entwicklungskonzept Innenstadt Vorstellung der Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens sowie 
Beratung und Beschlussfassung über das endgültige Konzept. 28.01.2013“ finden. Weitere Konzepte 
sind nicht vorhanden. 
 
Der Auszug beschreibt folgende Ziele:“ 
Bauland/ Innenentwicklung  
Bei abnehmender Bevölkerung und den erwarteten demografischen Veränderungen (mehr ältere 
Menschen, die die Nähe zu den Versorgungsschwerpunkten suchen) werden klassische Wohngebiete 
im Außenbereich mittel- bis langfristig im Unterhalt und in der technischen Versorgung teuer und zur 
Belastung für den kommunalen Haushalt. Deshalb sollte zukünftige Entwicklung entsprechend 
landespolitischen Vorgaben in der Innenstadt und im zentralen bebauten Bereich der Innenstadt 
gesucht werden.  
 
Ziele:  

· Innenentwicklung vor Außenentwicklung;  
· Nachverdichtung im Innenbereich, wo es sinnvoll erscheint und der sich ändernden 

Nachfrage hin orientiert ist. Deshalb die Innenstadt attraktiv machen für Wohnen und 
Tourismus;  

· Neue Wohnformen attraktiv vermarkten (Offensive Information und Vermarktung);  
· Flexible Wohnformen Wohntypologien (angepasst an die Lage) anregen und in Modellen 

fördern;  
· Versorgung sichern und damit die Wohnqualität erhöhen;  
· Nutzungsmischung erreichen: Handwerker und Kunsthandwerker-Standorte anbieten, eine 

reine Schlafstadt vermeiden;  
· Grünzüge und Freiräume in der Innenstadt definieren, Grünkonzept und Fußwegekonzept 

erstellen;  
· Wasser in der Stadt (Bachlauf) sichtbar und im Stadtbild erlebbar machen;  
· Gewerbeansiedlung bewerten im Hinblick auf die touristische Attraktivität und Verbesserung 

des Stadtbilds sowie der Stadteingänge;  
· Ökonomischen Vorteil der Innenentwicklung nutzen: Ältere Menschen wollen in Zukunft 

wieder ins Zentrum zurück, dadurch werden Neubaugebiete eine finanzielle Belastung, weil 
sie (Wasser / Abwasser –Infrastruktur) trotz rückgehender Bevölkerung aufwendig weiter 
bewirtschaftet werden müssen. Lösungsansätze aus der Forschung heranziehen.  

 
Maßnahmen/ Umsetzungsmöglichkeiten:  

· Barrierefreies Wohnen und flexible Wohntypologien bewusst machen und fördern;  
· Städtebauförderung gezielt als Motor für neue bauliche Entwicklungen einsetzen;  
· Flächenmanagement zur Vermittlung von freien Bauflächen/ ungenutzter Bausubstanz;  
· Aufwertung durch (temporäre) Freiraumnutzung von Baulücken / unter Sicherung der 

Verwertbarkeit.  
… 
 
Private und öffentliche Initiativen / Motivation  
Die zukünftige Entwicklung der Innenstadt ist nur zu sichern, wenn ein breites Interesse und eine 
interessierte Beteiligung der betroffenen Bevölkerung und der Unternehmen erreicht werden kann 
(lokales Selbstbewusstsein).  
Ziele:  
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· Städtischer Netzwerker (Kümmerer / Wirtschaftsförderer) als Unterstützer für alle Bereiche;  
· Ältere und ausländische Mitbürger in die Entwicklung von Walldürn mit einbinden.  

 
Maßnahmen/ Umsetzungsmöglichkeiten:  
Motivationsschilder an der Straße (Walldürn bietet….hat….leistet…);  

· Initiativ-Gestaltung von Baulücken / Zwischennutzungen mit vertraglicher Regelung und 
rechtlicher Sicherung des „potentiellen Baurechts“ bei veränderter Marktlage;  

· „Wie könnte es an dieser Stelle aussehen“ - Ausstellung, Plakate;  
· Das Innenstadtentwicklungskonzept und die Studentenarbeiten in leer stehenden Läden 

ausstellen;  
· Generationenprojekte für das Wohnen ins Leben rufen, publik machen, fördern (Initiative 

„Gemeinsam Wohnen im Alter“, „Gemeinsam Wohnen von Jung und Alt“).  
… 
 
3. Seine dauerhafte Aufgabe kann dieses Entwicklungskonzept nur erfüllen, wenn es auf breite 
Akzeptanz stößt und nicht als Hemmnis verstanden wird. Deshalb ist es wichtig, dass sich alle, die in 
politischer Verantwortung stehen und ebenso die Bürger Walldürns, bei der Aufstellung der 
Konzeption wie auch bei der künftigen Anwendung, mit ihren Gedanken und Anregungen einbringen. 
Eine rege und konstruktive Diskussion ist deshalb sehr erwünscht.  
 
Folgenden Zeitungsbericht gibt es hierzu: 
https://www.fnweb.de/fraenkische-nachrichten_artikel,-wallduern-ein-leitfaden-fuer-die-zukunft-
_arid,431452.html 
  

https://www.fnweb.de/fraenkische-nachrichten_artikel,-wallduern-ein-leitfaden-fuer-die-zukunft-_arid,431452.html
https://www.fnweb.de/fraenkische-nachrichten_artikel,-wallduern-ein-leitfaden-fuer-die-zukunft-_arid,431452.html
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Gesetzliche Grundlagen, Charta und Empfehlungen 

Nationale Stadtentwicklungspolitik 
Die Nationale Stadtentwicklungspolitik ist eine Gemeinschaftsinitiative von Bund, Ländern und 
Kommunen. Sie setzt die Inhalte der LEIPZIG CHARTA zur nachhaltigen europäischen Stadt seit 2007 
in Deutschland um. Im Fokus steht die Etablierung einer integrierten Stadtentwicklung, die 
fachübergreifend die anstehenden ökonomischen, ökologischen und gesellschaftlichen 
Herausforderungen in den Städten und Gemeinden angeht. Dazu werden unter dem Dach der 
Nationalen Stadtentwicklungspolitik Strategien und Instrumente (z. B. Städtebauförderung) von 
Vertretern aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft kontinuierlich 
weiterentwickelt. Mit dem Memorandum Städtische Energien – Zukunftsaufgaben der Städte 
wurden 2012 die Zielsetzungen für die kommenden Jahre formuliert. 
Was sind die Schwerpunkte?  

Die Aktivitäten der Nationalen Stadtentwicklungspolitik konzentrieren sich auf sechs 
Handlungsbereiche, in denen sich die Interessierten einbringen können:  

· Bürger für ihre Stadt aktivieren – Zivilgesellschaft  
· Chancen schaffen und Zusammenhalt bewahren – soziale Stadt  
· Innovative Stadt – Motor der wirtschaftlichen Entwicklung 
· Die Stadt von morgen bauen – Klimaschutz und globale Verantwortung  
· Städte besser gestalten – Baukultur  
· Die Zukunft der Stadt ist die Region – Regionalisierung 

 

Vorgaben des Bundes zum Flächenverbrauch für Siedlungszwecke 

Vor dem Hintergrund einer hohen Inanspruchnahme von Freiraum für Siedlungs- und 
Verkehrszwecke hat die Bundesregierung 2002 in der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie das Ziel 
formuliert, die Flächenneuinanspruchnahme bis zum Jahr 2020 auf 30 ha pro Tag zu reduzieren. Die 
Umsetzung des 30 ha-Ziels in die einschlägigen gesetzlichen Regelungen u.a. des Baugesetzbuches 
(BauGB) verpflichtet die Kommunen, die Möglichkeiten einer flächensparenden und 
flächeneffizienten Innenentwicklung zu nutzen, insbesondere durch Maßnahmen der 
Nachverdichtung in bestehenden Quartieren und die Wieder- und Umnutzung brachgefallener 
Siedlungs- und Konversionsflächen. 

 

Stadtentwicklung: aktiver Planungs- und Veränderungsprozess 

Um in Städten leben, arbeiten und Freizeit genießen zu können, brauchen wir lebendige und 
lebenswerte Siedlungen. Dieser Aufgabe widmet sich die Siedlungs- oder Stadtentwicklung. Zu den 
Aufgabenfeldern der Stadtentwicklung gehören u.a. 

· die Bauleitplanung, die die künftige bauliche Entwicklung für Wohnen, Gewerbe oder 
Dienstleistungen sowie die Bereitstellung von Flächen für Straßen und Infrastrukturen und 
für die Erholung in der Gesamtstadt und in den Stadtteilen lenkt 

· die städtebauliche Sanierung, die darauf abzielt, in älteren Stadtteilen städtebauliche 
Missstände zu beseitigen und ein gesundes Wohnen und Arbeiten zu ermöglichen 

https://www.umweltbundesamt.de/service/glossar/b?tag=Bauleitplanung#alphabar
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· der Einsatz weiterer Förderprogramme, die Stadtquartiere aufwerten und die 
Lebensbedingungen und Erwerbsmöglichkeiten der Bevölkerung verbessern sollen (z.B. 
Soziale Stadt, Programme zur Energetischen Sanierung) 

· verschiedene thematische Konzepte und Maßnahmenprogramme, z.B. zur Förderung von 
bezahlbarem Wohnraum, zur Ansiedlung von Gewerbe, zur Schaffung und Verbesserung von 
Infrastrukturen, zur Aufwertung der Einzelhandelszentren, zur Ordnung des Parkens sowie 
zum Einsatz städtischer Mittel und ggf. ergänzender Fördermittel für diese Zwecke 

Das im Baugesetzbuch (BauGB) verankerte Nachhaltigkeitsgebot sieht vor, dass in den Bauleitplänen 
die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung 
gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang gebracht werden und eine dem Wohl der 
Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gewährleistet wird. 

Anforderungen an eine nachhaltige Stadtentwicklung sind unter anderem: 

· die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung und gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, 
· Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, 
· Belange des Personen- und Güterverkehr und der Mobilität der Bevölkerung unter 

besonderer Berücksichtigung der Verringerung und Vermeidung von Verkehr, 
· Belange der Wirtschaft und verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung, 
· soziale und kulturelle Bedürfnisse der Bevölkerung, Sport, Freizeit und Erholung, 
· Umweltschutz, Naturschutz und Landschaftspflege, 
· Belange des Hochwasserschutzes. 

Die Stadtentwicklung umfasst alle Planungen und Maßnahmen zur städtebaulichen Ordnung und 
Entwicklung. Dabei kommt es vor allem darauf an, 

· fachübergreifend zu denken und zu handeln und 
· Fachbelange in einen räumlichen Gesamtkontext zu bringen. 

Vor allem bedeutet nachhaltige Stadtentwicklung aber, dass bei allen Entscheidungen über 
Veränderungen die Stadt als Ganzes betrachtet werden muss. Entscheidungen sollten zukunftsfähig 
sein. Dabei müssen alle Dimensionen der Nachhaltigkeit berücksichtigt werden. Diese umfassen 

· Wirtschaft, 
· Soziales, 
· Umwelt 
· sowie Teilhabe an Entscheidungsprozessen. 

Somit hat nachhaltige Stadtentwicklung eine Vielzahl von Facetten und Handlungsfeldern. Neben 
dem Bau neuer Gebäude oder der Gestaltung von Wirtschaftsstandorten gehören dazu zum Beispiel 
das Sparen von Ressourcen oder Fortbewegungsangebote, die stadt- und umweltverträglich, aber 
auch sozialgerecht sind. 

Ein zentrales Instrument der Stadtentwicklung ist die Bauleitplanung. Auf dieser Planungsebene 
werden die baulichen und sonstigen Flächennutzungen in einer Gemeinde vorbereitet und geleitet. 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-
internationales/planungsinstrumente/umweltschonende-
raumplanung/stadtentwicklung#umweltqualitat-in-kompakten-nutzungsgemischten-
stadtstrukturen 

http://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/
https://www.umweltbundesamt.de/service/glossar/n?tag=Nachhaltigkeit#alphabar
https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/planungsinstrumente/umweltschonende-raumplanung/stadtentwicklung#umweltqualitat-in-kompakten-nutzungsgemischten-stadtstrukturen
https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/planungsinstrumente/umweltschonende-raumplanung/stadtentwicklung#umweltqualitat-in-kompakten-nutzungsgemischten-stadtstrukturen
https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/planungsinstrumente/umweltschonende-raumplanung/stadtentwicklung#umweltqualitat-in-kompakten-nutzungsgemischten-stadtstrukturen
https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/planungsinstrumente/umweltschonende-raumplanung/stadtentwicklung#umweltqualitat-in-kompakten-nutzungsgemischten-stadtstrukturen
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Vorgaben des Landes zur Stadtentwicklung 

Die Stadtentwicklung verfolgt zu jeder Zeit bestimmte Ziele und Schwerpunkte, die aus den 
übergeordneten Aufgaben der Gesellschaft resultieren. Gegenwärtig gehören dazu insbesondere 

· eine flächensparende, klimagerechte Innenentwicklung der Städte und Gemeinden 
· die Stärkung und Entwicklung der Innenstädte und Ortskerne. 

Damit sollen natürliche Ressourcen geschont und bewahrt und Umweltbelastungen, zum Beispiel 
durch den in den vergangenen Jahrzehnten stark angewachsenen Verkehr, begrenzt und 
zurückgeführt werden.  

Flächen schonen und bewahren  

Auch der demografische Wandel der Bevölkerung stellt die Stadtentwicklung vor erhebliche 
Herausforderungen. Eine weitere Siedlungsexpansion in die freie Landschaft wäre auch unter 
siedlungsökonomischen Gesichtspunkten nicht zu verantworten. Der flächenhafte Ausbau und die 
Erhaltung von Infrastruktur (Verkehrswege, Einkaufsmöglichkeiten, gesundheitliche Versorgung etc.) 
für immer weniger Menschen belasten die öffentlichen Haushalte immer stärker.  

Diese Lasten werden letztlich künftige Generationen zu tragen haben.  

Leitideen der Stadtentwicklung  

Die Innenstädte und Ortskerne sollen als lebendige und unverwechselbare Zentren entwickelt 
werden. Die Vernachlässigung der Bausubstanz und die Abwanderung der Einwohnerschaft aus den 
traditionellen Kernen der Siedlungen sollen verhindert werden. Konzepte für eine nachhaltige 
Mobilität sind ebenso gefragt wie Energie- und Klimaschutzkonzepte. Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Stadtentwicklung ist heute eine integrierte Stadtentwicklungsplanung, die alle 
Daseinsebenen einer Kommune in sozialer, ökologischer, wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht 
gleichermaßen entwickelt, miteinander verknüpft und zudem von einer breiten bürgerschaftlichen 
Beteiligung getragen ist.  

Umsetzung der Leitideen 

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau in Baden-Württemberg fördert und 
unterstützt die Durchsetzung der aktuellen städtebaupolitischen Zielsetzungen bei den planenden 
Gemeinden und den mit der Planung und Ausführung betrauten StadtplanerInnen und 
ArchitektInnen sowie der Bauwirtschaft.  

https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/bauen/stadtentwicklung-und-baukultur/stadtentwicklung/ 

  

https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/bauen/stadtentwicklung-und-baukultur/stadtentwicklung/
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Vorgaben des Landes zur Flächenentwicklung 

„Eine der größten Herausforderungen für eine nachhaltige Stadt- und Raumentwicklung ist die 
effiziente und am Gemeinwohl orientierte Bewirtschaftung der zur Verfügung stehenden, nicht 
vermehrbaren Ressource Boden. Lebensqualität und Funktionalität unserer Städte und Gemeinden 
werden dadurch maßgeblich beeinflusst. Es kommt daher darauf an, bestehende Siedlungs- und 
Freiraumstrukturen mit hoher Qualität zu entwickeln. Ziel für das kommunale Flächenmanagement 
ist es, innerörtliche Flächenreserven und Potenziale zu aktivieren. Hohe Bedeutung hat derzeit vor 
allem die Mobilisierung von Flächenpotentialen im Innenbereich für eine qualitätsvolle und 
gleichzeitig bezahlbare Wohnraumversorgung. 
Der Vorrang der Innenentwicklung und eine aktive Bodenpolitik stehen dafür, bestehende Zentren, 
Quartiere und Infrastrukturen zu stärken. Dies gilt auch und gerade in Zeiten wirtschaftlicher 
Dynamik und eines hohen Wohnraumbedarfs. Denn Innenentwicklung trägt dazu bei, Wohnraum zu 
schaffen, Freiräume zu qualifizieren und Gewerbeareale zu entwickeln. Kosten und Verkehr werden 
reduziert, die Nahversorgung gesichert, Miteinander und Urbanität ermöglicht. 
Wo und wie bebaubare Flächen gewonnen werden – also die Frage, wo und wie wir künftig leben, 
arbeiten und uns erholen – beeinflusst Funktionalität und Lebensqualität in den Städten und 
Gemeinden maßgeblich und auf lange Sicht. Viele Kommunen betreiben daher bereits aktiv ihre 
Entwicklung nach innen. Im Fokus steht dabei, Potenziale wie beispielsweise Baulücken, 
Konversionsflächen und Aufstockungsmöglichkeiten zu aktivieren. Innenentwicklung ist eine 
herausfordernde Aufgabe und ein stetiger Prozess, der unter Einbeziehung aller beteiligten Akteure 
dauerhaftes Engagement, Bewusstsein und Unterstützung erfordert.“  

https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/bauen/landes-und-
regionalplanung/flaechenmanagement/ 

„Unverzichtbar für eine erfolgreiche zukunftsorientierte Stadtentwicklung ist die Erstellung und 
regelmäßige Fortentwicklung eines umfassenden gesamtstädtischen Entwicklungskonzeptes unter 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger. Zu einem solchen Konzept gehört vor allem eine Analyse 
des lokalen Wohnungsbestandes und Wohnungsbedarfs, der Bevölkerungsentwicklung, der 
Einzelhandelsstruktur und wohnungsnahen Grundversorgung, des Bildungs- und Arbeitsangebots, 
der sozialen und integrationsfördernden Einrichtungen sowie der Verkehrsinfrastruktur, an die sich 
eine konkrete kommunale Zielvorstellung anschließt. 
 
Von diesem gesamtstädtischen Konzept ist ein gebietsbezogenes integriertes städtebauliches 
Entwicklungskonzept abzuleiten, in dem die Ziele und Maßnahmen zur Problembewältigung im 
Fördergebiet dargestellt sind. Die Aktualität dieses gebietsbezogenen integrierten städtebaulichen 
Konzepts ist durch zielorientierte Fortschreibungen sicher zu stellen. Bei der Erarbeitung und 
Fortschreibung dieses integrierten, gebietsbezogenen städtebaulichen Entwicklungskonzepts sind die 
Bürgerinnen und Bürger zu beteiligen.“ 

https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/bauen/staedtebaufoerderung/foerderschwerpunkte-
und-programme/ 
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